Individuelle Mafinahme nach § 16 | SGB Ii. V.m. §451S. 1 SGB lll

B Leistungsbeschreibung

Die in der Leistungsbeschreibung genannten Anforderungen sind vom Auftragnehmer zu erfillen. Zusatzliche
Angaben oder Ausfiihrungen im Konzept sind hierzu nicht erforderlich.

B.1 Allgemeine und produktbezogene Rahmenbedingungen

Die nachfolgend genannten Vordrucke werden im Internet unter www.arbeitsagentur.de > Institutionen > Aus-
schreibungen fir Arbeitsmarktdienstleistungen > Vordrucke fiir die Vertragsausfiihrung "REZ NRW" zur Ver-
fugung gestellt.

Diese sind bei der Angebotsabgabe nicht mit vorzulegen.

Es erfolgt eine kontinuierliche Anpassung und Optimierung der Vordrucke. Der Auftragnehmer hat sich daher
Uber die Vordrucke zur Vertragsausfiihrung zu informieren und die aktuell verdffentlichten Vordrucke unver-
andert zu nutzen.

Soweit der Auftraggeber nach Zuschlagserteilung eine andere gegebenenfalls elektronische Lésung entwi-
ckelt und kostenlos zur Verfiigung stellt, ist diese durch den Auftragnehmer auch anzuwenden. Mit der Ange-
botsabgabe wird hierzu vorab und unwiderruflich die Zustimmung erteilt.

Der Auftragnehmer verpflichtet sich zu einem regelmaRigen Austausch/Kontakt mit dem Bedarfstrager ab Ver-
tragsbeginn. Art und Umfang sind zwischen Auftragnehmer und Bedarfstrager festzulegen.

B.1.1  Beschreibung der MaBnahme (Zielsetzung und Einfiihrung)

Gegenstand der MaBnahme nach § 16 Abs. 1 SGB Il i. V. m. § 45 Abs. 1 S. 1 SGB Il ist die Kombination

aus Elementen zur

e Heranfiihrung an den Ausbildungs- und Arbeitsmarkt sowie Feststellung, Verringerung oder Beseitigung
von Vermittlungshemmnissen (§ 16 Abs. 1 SGB Ili. V. m. § 45 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 SGB Ill) und

e  Stabilisierung einer Beschaftigungsaufnahme (§ 16 Abs. 1 SGB 1li. V.m. § 45 Abs. 1 S. 1 Nr. 5 SGB IlI).

Die MaRnahme beinhaltet folgende Phasen:
¢ Eingangsphase
e Handlungsphase.

Diese werden durch eine sozialpadagogische Begleitung erganzt.

Die MalRnahme kann alle Aktivitaten umfassen, mit denen ein Integrationsfortschritt der teilnehmenden Person
erreicht werden kann. Bei der Durchfiihrung des Auftrages hat der Auftragnehmer insbesondere die Grunds-
atze der §§ 35 und 36 SGB lll zu beachten.

Zu Beginn der MaBRnahme erfolgt eine Kompetenzfeststellung von Kenntnissen, Fahigkeiten und Fertigkeiten
der Teilnehmenden.

Die Gesamtkonzeption (Inhalt, Durchfiihrung und Methodik) liegt unter Beriicksichtigung der Vorgaben in der
Gestaltungsfreiheit des Auftragnehmers. Den Inhalt hat der Auftragnehmer so auszurichten, dass der ange-
strebte Integrationsfortschritt bei jeder teilnehmenden Person erreicht wird.

Die Heranfiihrung an den Ausbildungs- und Arbeitsmarkt sowie Feststellung, Verringerung oder Beseitigung
von Vermittlungshemmnissen soll vorrangig durch eine Kombination aus Projektarbeit, praktischen sowie
theoretischen Inhalten, verbunden mit erlebnispadagogischen Elementen erreicht werden. In der Projektar-
beit sollen Kommunikation und Interaktion mit dem Ziel der ergebnisorientierten Teamarbeit systematisch
geschult werden. Die Erfolgserlebnisse bei der Arbeit an einem gemeinsamen, abgeschlossenen Projekt mit
AuRenwirkung sollen bei den Teilnehmenden zu einer nachhaltigen Starkung des Vertrauens in die eigene
Leistungsfahigkeit flhren.

Die Inhalte im Teil B.2 der Leistungsbeschreibung sind als Mindeststandard vorgegeben und entsprechend in
die Gesamtkonzeption zu integrieren.

Eine Konzeptberatung durch den Bedarfstrager darf nicht erfolgen.
Ziel der MaBnahme ist die Beseitigung spezifischer, individueller Integrationshemmnisse im Rahmen eines

ganzheitlichen Ansatzes. Die Handlungsanséatze des Auftragnehmers muissen daher auf diesbeziglich typi-
sche Hemmnisse dieses Personenkreises ausgerichtet sein.
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Den Teilnehmenden ist die Mdglichkeit zu geben, ihre Fahigkeiten und Fertigkeiten hinsichtlich ihrer méglichen
beruflichen Perspektiven bzw. einer mdglichen Berufswahl zu Uberprifen und zu bewerten sowie sich im
Spektrum geeigneter Berufe und Arbeitsfelder zu orientieren und eine berufliche Entscheidung zu treffen.

Es sollen bedarfsgerecht sozialintegrative Ansatze zur individuellen Hemmnisbeseitigung und zur Integration
in Ausbildung und Arbeit zum Einsatz kommen.

Fir junge Menschen darf die MalBnahme die Zielrichtung und Intention von MaRnahmen nach dem Dritten
Abschnitt des Dritten Kapitels des SGB 1l (z. B. berufsvorbereitende Bildungsmalnahme) nicht ersetzen. Die-
sem Personenkreis ist ein frilhestmdglicher Ubergang in eine berufsvorbereitende BildungsmaRnahme zu er-
moglichen. Fir diese Teilnehmenden ist daher im Rahmen der MaRnahme eine Vermittlung in Ausbildung
grundsatzlich nicht zu erwarten

Fir Teilnehmende mit Migrations- oder Fluchthintergrund sind Werte- und Normvorstellungen (z. B. ge-
schlechterspezifisches Rollenverstandnis) sowie berufsbedeutsame Kulturtechniken besonders zu vermitteln.
Ihre berufsbezogenen deutschen Sprachkenntnisse sind zu verbessern sowie ihre interkulturelle Kompetenz
zu erweitern. Ausgeschlossen sind Leistungen nach der Integrationskursverordnung/Deutschférderverord-
nung. Diesen Teilnehmenden ist die Mdglichkeit zu geben, parallel an solchen vom BAMF geférderten Maf3-
nahmen teilzunehmen und ggfs. eine Orientierung im deutschen Ausbildungs- und Beschéaftigungssystem zu
geben. Dazu gehdren Kenntnisse Uber Zugangswege, Aufbau und Funktionsweise des deutschen Bildungs-
systems sowie des Ausbildungs- und Arbeitsmarktes.

B.1.2 Teilnehmende

Teilnehmende konnen sein:
o erwerbsfahige Leistungsberechtigte

Die Teilnehmenden sind in der Regel erwerbsfahige Leistungsberechtigte bis 27 Jahre, die

e Hemmnisse insbesondere im Bereich Motivation/Einstellungen, Schlisselqualifikationen und sozialer
Kompetenzen aufweisen und auf andere Weise nicht erreicht werden kénnen, um sie fir eine berufliche
Qualifizierung/Ausbildung oder Berufstatigkeit zu motivieren und schrittweise heranzufihren,

e die Vollzeitschulpflicht erflllt haben,

e mit und ohne berufliche Erstausbildung,

e wegen der in ihrer Person liegenden Griinde ohne diese Forderung nicht beziehungsweise noch nicht
eingegliedert werden kdnnen.

Die Teilnehmenden verfligen Uber Sprachkenntnisse, die es zulassen, den Inhalten der MalRhahme zu folgen.

B.1.3 Zeitlicher Umfang

Die MaBRnahmedauer ergibt sich aus dem Leistungsverzeichnis/Losblatt.

Die voraussichtliche Teilnahmedauer wird vom jeweiligen Bedarfstrager festgelegt. Sie betragt in der Regel
sechs Monate. Sie kann bis zu zw6lf Monate betragen. Die Verlangerung der Teilnahmedauer hat mindestens
vier Wochen vor Ablauf der urspringlich festgelegten Teilnahmedauer zu erfolgen. Grundlage fiur die Ent-
scheidung Uber die Verlangerung durch den Bedarfstrager ist der Aktivierungs- und Integrationsfortschrittsplan
des Auftragnehmers.

Die Zuweisung der teiinehmenden Person/das MaRnahmeangebot an die teilnehmende Person kann sowohl
in Voll- als auch in Teilzeit erfolgen. Dabei entspricht Vollzeit einem wochentlichen Umfang von 30 Zeitstunden
ohne Pausen. Eine Zuweisung/ein Malinahmeangebot mehrerer Teilzeitteiinehmender auf einen Platz ist zeit-
lich versetzt moglich (z. B. vor- und nachmittags). Der maximale Umfang ist dem Leistungsverzeichnis/Losblatt
zu entnehmen.

Bei der Teilnahme an der MaRnahme sind die ggf. vorhandenen individuellen zeitlichen Einschrankungen der
Teilnehmenden (zum Beispiel aufgrund des Besuchs der Berufsschule) zu bericksichtigen. Dem Zuweisungs-
bescheid/Angebotsschreiben sowie dem Bewerberprofil in VerBIS sind diese Einschrankungen zu entnehmen.
Die Teilnahme an der Mal3nahme ist entsprechend auszurichten.

Wahrend der gesamten MaRnahme besteht fiir die Teilnehmenden grundsatzlich eine tagliche Anwesenheits-
pflicht (Prasenzzeit).

Die Wochenstundenzahl betragt grundsatzlich 30 Zeitstunden ohne Pausen. Die tagliche Inanspruchnahme
der Teilnehmenden darf neun Zeitstunden inkl. angemessener Pausenzeiten nicht Uberschreiten. Sie ergibt
sich aus dem Zeitraum zwischen taglichem Beginn und Ende der Mal3nahme.

Stand: 07.01.2026 301-26-45ind-60016 Seite 2 von 32



Individuelle Mafinahme nach § 16 | SGB Ii. V.m. §451S. 1 SGB lll

Sollte aus Grunden, die in der Person liegen oder die sich aus dem Aktivierungs- und Integrationsfortschritts-
plan ergeben, eine geringere Wochenstundenzahl erforderlich sein, um das MaRhahmeziel zu erreichen, kann
eine geringere Wochenstundenzahl in Absprache mit dem Bedarfstrager vereinbart werden. Die Prasenzzeit
darf dabei weder zwei Tage pro Woche noch 15 Zeitstunden pro Woche unterschreiten. Die zeitliche Inan-
spruchnahme an den Prasenztagen bestimmt in diesen Fallen der Bedarfstrager unter Beriicksichtigung des
individuellen Forderbedarfs.

Die Dauer der Eingangsphase wird individuell festgelegt. Die Entscheidung trifft der Bedarfstrager.

Die Inhalte der sich anschliellenden Handlungsphase richten sich in der Regel nach dem in der Eingangs-
phase festgestellten individuellen Férderbedarf der Teilnehmenden.

Die individuelle Zuweisungsdauer/Teilnahmedauer endet jeweils auch mit

e der Aufnahme einer versicherungspflichtigen Beschéaftigung bzw. Ausbildung nach dem Forderziel |
(siehe B.2.2.6) fur Teilnehmende aus dem Rechtskreis SGB Il bzw. mit der Aufnahme einer mindestens
15 stiindigen Beschaftigung fir Teilnehmende aus dem Rechtskreis SGB lII,

e einer langer als sechs Wochen andauernden Arbeitsunfahigkeit,

e dem Abbruch der MalRnahme durch den Bedarfstrager.

Dieser Zeitpunkt ist auch maf3geblich fir die Fristen zur Beantragung der Honorierungen gemal den Vertrags-
bedingungen.

Ab Uberschreitung der individuellen Regelzuweisungsdauer/Teilnahmedauer von 6 Monaten entsteht monat-
lich rickwirkend ein Anspruch auf zwei unterweisungsfreie Arbeitstage fir jeden vollen Kalendermonat der
Teilnahme. Ergeben sich bei dieser Berechnung Bruchteile eines Tages, ist auf einen vollen Tag aufzurunden.

Gesetzliche Feiertage sowie der 24. und 31. Dezember eines Jahres sind generell malinahmefreie Tage.

Die individuelle Zuweisungsdauer/Teilnahmedauer einer teilnehmenden Person darf nicht Uber das jeweilige
Ende der MaRnahme hinausgehen.

B.1.4 Personal

B.1.4.1 Allgemeine Regelungen

Eine wesentliche Voraussetzung flr den Erfolg dieser Mallnahme ist fachlich qualifiziertes und erfahrenes
Personal. Der Personaleinsatz muss quantitativ und qualitativ den Anforderungen der Leistungsbeschreibung
entsprechen. Die Arbeitsbedingungen des Personals unterliegen den arbeitsrechtlichen Anforderungen. Der
Auftraggeber behalt sich vor, wahrend der Vertragslaufzeit zu den Ublichen Geschaftszeiten (vgl. B.1.6
Erreichbarkeit) die Einhaltung der Anforderungen zu Uberprifen und die Einsicht in Arbeitsvertrage, Qualifika-
tionsnachweise und Zeugnisse vorzunehmen.

Bei der Auswahl des Personals sollte insbesondere auf personelle und soziale Kompetenzen (z. B. Motivati-
onsfahigkeit, Kontaktfreude und Kreativitat und Teamfahigkeit) geachtet werden.
Das eingesetzte Personal muss Uiber Empathie gegeniber der Zielgruppe sowie Kenntnisse der Gepflogen-
heiten in unterschiedlichen Kulturkreisen verfligen. Empathisches Verhalten gegeniber der ggf. besonderen
Situation von Menschen mit Behinderungen sowie ein Verstandnis von Behinderung als Wechselspiel zwi-
schen Individuum und Umwelt und nicht als medizinisches Defizit wird erwartet.

Nachweis des Personals

Der Nachweis des Personals hat mit dem Vordruck F.1 (Gesamtiibersicht) nach Zuschlagserteilung, spates-
tens vier Wochen vor dem jeweiligen MalRnahmebeginn, gegeniber dem Regionalen Einkaufszentrum zu er-
folgen. Bei kurzfristigerem Beginntermin ist die Vorlage unmittelbar nach Zuschlagserteilung erforderlich.

Bei Personalanderungen wahrend der Vertragslaufzeit hat der Nachweis des Personals durch den Auftrag-
nehmer unverziiglich und vor Einsatz des Personals in der MaBnahme mit der Gesamtibersicht Vordruck F.1
zu erfolgen.

Der Auftragnehmer versichert mit der Abgabe des Vordrucks F.1, dass das gemeldete Personal quantitativ
und qualitativ den Anforderungen der Leistungsbeschreibung entspricht.

Das Regionale Einkaufszentrum behalt sich vor, den Einsatz des Personals abzulehnen, sofern hinsichtlich
der Eignung Bedenken bestehen. Gleiches gilt fir einen Personalwechsel wahrend der Vertragslaufzeit.

Eine Vertretungsregelung ist u. a. im Urlaubs- oder Krankheitsfall vom Auftragnehmer durchgangig sicherzu-
stellen, so dass der geforderte Personalumfang gemaf B.1.4.2 i. V. m. dem Leistungsverzeichnis/Losblatt
eingehalten wird. Bei unvorhersehbaren Krankheitsausféallen ist es ausreichend, wenn dies spatestens am
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zweiten Krankheitstag gewahrleistet ist. Durch organisatorische Vorkehrungen ist auch am ersten Tag eines
Krankheitsfalls eine sinnvolle MalRnahmedurchfiihrung sicherzustellen.

Bei einem ungeplanten Personalausfall (z. B. Krankheit) von langer als einer Woche und im Urlaubsfall ist eine
professionsgerechte Vertretung zu gewahrleisten. Ausnahmegenehmigungen sind mit dem zustandigen Re-
gionalen Einkaufszentrum abzustimmen.

Personaleinsatz

Das fiir die Durchflihrung der MaRnahme erforderliche Personal (vgl. B.1.4.2, B.1.6 und B.1.7) ist im entspre-
chenden Umfang_ab MaRnahmebeginn vorzuhalten.

Dem Auftragnehmer wird die Méglichkeit eingerdumt, aul3erhalb der Malinahme auch fir andere als die sich
in der MalRnahme befindenden Teilnehmenden des Bedarfstragers tatig zu sein. Die fir diese Teilnehmenden
entstehenden Kosten werden nicht erstattet. Der Auftragnehmer verpflichtet sich jedoch, die von ihm zur
Durchfuhrung der MaRnahme angegebene Personalkapazitat gemal seinem Angebot ausschlieRlich fur die
Leistungserbringung einzusetzen. Das tatsachlich in der MalRnahme eingesetzte Personal ist taglich nament-
lich in einer separaten Liste zu erfassen. Dabei ist der zeitliche Umfang zu dokumentieren. Fir die rechtliche
Zulassigkeit (ggf. durch Einholen einer Einwilligung des eingesetzten Personals und/oder Beteiligung der Per-
sonalvertretung) hat der Auftragnehmer zu sorgen. Diese Erfassungslisten sind auf Verlangen vorzulegen. Die
angebotenen Personalkapazitaten dirfen durch andere Tatigkeiten des Auftragnehmers nicht eingeschrankt
werden.

B.1.4.2 Besondere Regelungen

In der MalRnahme kommen zum Einsatz:

e padagogische Fachkrafte,

sozialpadagogische Fachkrafte,

Jobcoaches und

gegebenenfalls Fachdozentinnen/Fachdozenten.

Die Anzahl der einzusetzenden padagogischen Fachkrafte sowie die vorzuhaltenden Personalschlissel fur
die sozialpadagogischen Fachkrafte und Jobcoaches sind dem Leistungsverzeichnis/Losblatt zu entnehmen.
Dabei entspricht der Wert ,1“ einem Volumen von wdchentlich 39 Zeitstunden ohne Pausen. Der Personal-
schlissel bezieht sich auf die sich in der MalRnahme befindenden Teilnehmenden unabhangig von der Anwe-
senheit (siehe Definition ,Status Teilnehmer® unter B.1.6).

Das dementsprechend vorzuhaltende Personal ist durch den Auftragnehmer unter Bertcksichtigung des Be-
treuungsaufwandes fir die Teilnehmenden (Einzel- und Gruppenbetreuung) bedarfsgerecht zu verteilen. So-
fern Inhalte im Rahmen einer Gruppenveranstaltung vermittelt werden, darf die Gruppengréfe aus padagogi-
schen Griinden 20 Teilnehmende nicht Uberschreiten. Dies darf nicht dazu fiihren, dass die quantitativen Vor-
gaben zum jeweiligen Personaleinsatz (Anzahl bzw. Personalschlissel) insgesamt nicht eingehalten werden.

Beispiel:

e bei 60 Teilnehmenden und einem Personalschliissel It. Leistungsverzeichnis/Losblatt von 1:30 fiir die so-
zialpadagogischen Fachkrafte sind zwei sozialpadagogische Fachkrafte einzusetzen (= Personalschlis-
sel)

o Wahrend eine sozialpadagogische Fachkraft ein Einzelgesprach fiihrt, darf die andere Fachkraft eine Ver-
anstaltung fur eine Gruppe von bis zu 20 Teilnehmende durchfiihren (= Gruppengréfe)

Von den laut Leistungsverzeichnis/Losblatt vorgegebenen padagogischen Fachkraften ist fiir jedes laut Leis-
tungsverzeichnis/Losblatt vorzuhaltende Berufsfeld mindestens eine padagogische Fachkraft einzusetzen.
Die Anzahl der padagogischen Fachkrafte ist entsprechend den Angaben im Leistungsverzeichnis/Losblatt flr
die Dauer der MaBRnahme durchgangig vorzuhalten.

Die im Leistungsverzeichnis/Losblatt angegebene Personalkapazitat fir Jobcoaches und sozialpadagogi-
sche Fachkrifte ist im MaRnahmeverlauf entsprechend der tatsachlichen Auslastung der MalRnahme anzu-
passen (vgl. B.1.7).

Daruber hinaus sind Personalkapazitaten fur administrative Aufgaben (z. B. Verwaltung der Teilnehmenden,
Fahrkostenerstattung) vorzuhalten.

Die Vermittlung des MalRnahmeinhalts soll auch mithilfe digitaler Medien sowie unter Nutzung von digitalen
Lehr- und Lernkonzepten erfolgen. Das Personal muss:

e die notwendige Medienausstattung (Hardware) sowie

¢ die notwendigen Anwendungen und deren Funktionsumfang

kennen und anwenden kénnen.

Darliber hinaus muss das Personal in der Lage sein, Informationen aus digitalen Medien zielgerichtet auszu-
wahlen, mithilfe digitaler Medien aufzubereiten sowie bedarfsgerecht zu vermitteln.
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Die padagogischen Fachkrafte missen fachlich und padagogisch geeignet sein. Fachlich geeignet ist, wer

uber

e einen Berufs- oder Studienabschluss und einschlagige Berufserfahrung in dem Berufsfeld verfiigt, in dem
der Einsatz erfolgen soll,

e Kenntnisse Uber die aktuellen technologischen Entwicklungen im relevanten Berufsfeld verfiigt und

e gute Kenntnisse in der Anwendung relevanter berufsfeldspezifischer IT-Lésungen (Spezifizierung It. Mo-
dulbeschreibung) aufweist.

Padagogisch geeignet ist, wer Uber Berufserfahrung (mindestens ein Jahr hauptberuflich) in der Aus- und

Weiterbildung, vorzugsweise in der Erwachsenenbildung, verfligt. Die geforderte einjahrige Erfahrung entfallt

bei Vorliegen eines Abschlusses als Meisterin/Meister oder Technikerin/Techniker und Fachwirtin/Fachwirt mit

Eignungspriifung, um ausbilden zu kénnen.

Bei der sozialpadagogischen Fachkraft wird ein abgeschlossenes Studium der Sozialpadagogik/-arbeit bzw.
Soziale Arbeit, Heilpadagogik oder Rehabilitations-, Sonderpadagogik (Diplom, Bachelor oder Master) erwar-
tet.

Weitere Studienabschlisse (Diplom, Bachelor, Master oder Magister Artium) mit den Erganzungsfachern bzw.
Studienschwerpunkten (Sozial-/Heil-) Padagogik/Sozialarbeit oder Rehabilitations-, Sonderpadagogik oder
Jugendhilfe werden ebenfalls zugelassen.

Padagoginnen/Padagogen ohne die genannten Erganzungsfacher bzw. Studienschwerpunkte missen inner-
halb der letzten funf Jahre mindestens eine einjahrige Berufserfahrung mit der Zielgruppe nachweisen.

Ein Studium gilt als abgeschlossen, wenn der Erwerb der Berufsbefahigung (z. B. staatliche Anerkennung)
vorliegt.

Ersatzweise werden auch Personen aus staatlich anerkannten Erziehungsberufen, wie z. B. aus der Jugend-
/Heimerziehung, der Heilerziehungspflege jeweils mit einschldgiger Zusatzqualifikation und staatlich aner-
kannte Arbeitserzieherinnen/Arbeitserzieher zugelassen, soweit diese mindestens eine einjahrige berufliche
Erfahrung mit der Zielgruppe innerhalb der letzten finf Jahre nachweisen. Zusatzqualifikationen werden als
einschlagig anerkannt, wenn sie insgesamt mindestens 640 Unterrichtsstunden (a 45 Minuten) umfassen und
insbesondere folgende Aspekte beinhalten:

Sozialpadagogik als ein Arbeitsfeld der Padagogik,

Grundlagen Psychologie,

Praxis- und Methodenlehre der Sozialpadagogik,

Forderpadagogik,

Kommunikation und Gesprachsfiihrung,

e Medienpadagogik.

Eine einschlagige Zusatzqualifikation ist nicht erforderlich, wenn innerhalb der letzten drei Jahre vor Einsatz
in der Malnahme mindestens vier Monate rechtmafig eine Tatigkeit in der Funktion einer sozialpadagogi-
schen Fachkraft im Auftrag der Bundesagentur fiir Arbeit ausgeibt wurde.

Jobcoaches missen fachlich geeignet sein. Fachlich geeignet ist, wer Uber einen Berufs- oder Studienab-
schluss und eine mindestens einjahrige Berufserfahrung sowie Kenntnisse und Erfahrungen in den Personal-
auswahlsystemen/-kriterien der Unternehmen und im Personalwesen verfugt. Umfassende Kenntnisse in
marktUblicher Office- und Anwendersoftware werden vorausgesetzt. Dartber hinaus missen Internetkennt-
nisse und Kenntnisse im Umgang mit dem Portal der BA (www.arbeitsagentur.de) sowie einschlagige Erfah-
rungen im Bewerbungscoaching und dem Erstellen von Bewerbungsunterlagen vorhanden sein. Das Personal
muss die Fahigkeit besitzen, die Teilnehmenden bei der Anwendung der verschiedenen Suchwege und im
Umgang mit dem Portal der BA (www.arbeitsagentur.de) zu unterstttzen.

Des Weiteren missen einschlagige Erfahrungen im Bewerbungstraining und dem Erstellen von Bewerbungs-
unterlagen vorhanden sein.

Zeiten wahrend einer Berufsausbildung und eines Studiums gelten nicht als Berufserfahrung.

Auf die geforderte Berufserfahrung kann verzichtet werden, wenn in der Mallnahme durchgéangig eine berufs-
erfahrene Mentorin bzw. ein berufserfahrener Mentor mit derselben geforderten Profession zur Verfligung
steht. Die Mentorin bzw. der Mentor missen Uber eine mindestens zweijahrige Berufserfahrung verfligen.
Damit soll auch Berufsanfangerinnen und Berufsanfangern die Chance gegeben werden, Berufserfahrung zu
sammeln. Die Form der Dokumentation des Mentorings ist mit dem Bedarfstrager nach Zuschlagserteilung
abzustimmen.

Der Auftragnehmer hat sicherzustellen, dass das eingesetzte Personal tber den fir die Durchfiihrung der
MaRnahme erforderlichen aktuellen fachlichen und padagogischen Wissensstand verflgt sowie das vom Auf-
tragnehmer eingereichte Angebotskonzept kennt und umsetzt.
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Dem Grundsatz der Kontinuitat des Personals ist durch fest angestellte Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer fir
die Vertragslaufzeit, bezogen auf die Mindestplatzzahl, Rechnung zu tragen. Abweichend von diesem Grund-
satz kann die sich ergebende Personalkapazitat héchstens zu 20 % durch Honorarkrafte besetzt werden.
80 % der vorzuhaltenden Personalkapazitat muss fest angestellt sein.

Fest angestellt bedeutet, dass die zwischen dem Auftragnehmer und seinen Mitarbeiterinnen/Mitarbeitern ge-
schlossenen Arbeitsvertrage nicht einen geringeren Zeitraum als die vorgesehene Vertragslaufzeit umfassen
dirfen. Minijobs im Sinne § 8 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch (SGB V) gehdren nicht zum fest ange-
stellten Personal.

Bei einer Honorarkraft werden bei der Bemessung des Personalschlissels 25 % Vor- und Nachbearbeitungs-
zeit aulRerhalb der MaRnahme berucksichtigt. Beim Einsatz von Honorarkraften hat der Auftragnehmer sicher-
zustellen, dass diese Uber die Zielrichtung der MalRnahme, die Besonderheiten der Zielgruppe sowie die fach-
liche Einbindung ihres Beitrags in das Gesamtkonzept informiert sind.

Bei einer entsprechenden Qualifikation der Fachkréfte ist Personalunion zugelassen.

Der Einsatz von Fachdozentinnen/Fachdozenten (von entsprechenden Einrichtungen z. B. Krankenkassen,
IHK, HWK, IQ-Netzwerk, regionalen Anerkennungsberatungsstellen) fur Fachvortrage ist dem Bedarfstrager
unter Beifligung des Dozentenprofils vier Wochen vorher anzuzeigen und vom Bedarfstrager zu genehmigen.
Der Bedarfstrager kann dem Einsatz widersprechen. Beim Einsatz von Fachdozentinnen/Fachdozenten ist die
durchgangige Anwesenheit einer Fachkraft des Auftragnehmers sicherzustellen. Der Anteil des Einsatzes von
Fachdozentinnen/Fachdozenten darf, bezogen auf die Gesamtdauer der Malinahme, zehn Prozent nicht tber-
steigen.

Die Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter der verschiedenen Professionen haben sich im Rahmen von
Fallbesprechungen bedarfsgerecht zu einzelnen Teilnehmenden auszutauschen.

Der Auftragnehmer stellt zudem sicher, dass Personalkapazitaten fiir einen regelmafRigen Erfahrungsaus-
tausch zwischen Auftragnehmer und Bedarfstrager sowie zur Durchfihrung von Fallbesprechungen und Fall-
konferenzen unter Berlcksichtigung der datenschutzrechtlichen Bestimmungen zur Verfiigung stehen.

Sollte laut MaRnahmekonzept Eigenrecherche bzw. Eigenerarbeitung der Teilnehmenden MalRnahmeinhalt
sein, ist zur Unterstlitzung bzw. Anleitung der Teilnehmenden sicherzustellen, dass in jedem Raum, in dem
diese Aktivitdten stattfinden, durchgehend eine Fachkraft des Auftragnehmers anwesend ist, die die
vorgenannten Voraussetzungen erflillt.
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B.1.5 Raumlichkeiten und Ausstattung

B.1.5.1 Allgemeine Regelungen

MaRnahmeort
Der konkrete Maflinahmeort flir die Durchflihrung ergibt sich aus dem Leistungsverzeichnis/Losblatt; dieser ist
zwingend einzuhalten.

Im Leistungsverzeichnis/Losblatt ist der MalRnahmeort jeweils beschrieben.

o Eine Stadt, ein Ort ohne zusétzliche Bezeichnung bedeutet, dass nur diese Stadt/dieser Ort Malnhahme-
ort ist.

o  Der Zusatz "Stadtteil" oder "Ortsteil" bedeutet, dass als Manahmeort nur dieser Stadtteil/Ortsteil in Frage
kommt (Beispiel: Stadtteil Stuttgart-Vaihingen).

o Der vorangestellte Zusatz einer (Beispiel: 23552 Liibeck) oder mehrerer Postleitzahlen (Beispiel: 23552,
23554 Lubeck) grenzt den MalRnahmeort auf dieses Gebiet der Stadt/des Ortes ein.

o  Der Hinweis "AA" vor der Ortsbezeichnung bedeutet, dass als MaRnahmeort jeder Ort innerhalb des ge-
samten Agenturbezirks in Frage kommt.

e Der Hinweis "DSt." vor der Ortsbezeichnung bedeutet, dass als Malnahmeort jeder Ort innerhalb des
Dienststellenbezirks (Zustandigkeitsbereich der Hauptagentur oder einer Geschéftsstelle innerhalb des
Agenturbezirkes) in Frage kommt.

e Der Hinweis ,Jobcenter” vor der Ortsbezeichnung bedeutet, dass als MalRnahmeort jeder Ort innerhalb
des gesamten Zustandigkeitsbereichs des Jobcenters in Frage kommt.

o  Der Hinweis "Lkr." vor der Ortsbezeichnung bedeutet, dass als Malinahmeort jeder Ort innerhalb dieses
Landkreises in Frage kommt.

Sind mehrere MaRnahmeorte angegeben, muss der Auftragnehmer einen oder mehrere als MaRnahmeort

auswahlen.

Sind mehrere MalRnahmeorte mit einem ,oder” verbunden, muss der Auftragnehmer einen MalRnahmeort aus-

wahlen.

Lage und Zugang

Die Raumlichkeiten des Auftragnehmers zur Durchflihrung der Mallnahme mussen fir die Teilnehmenden
ausgehend von einem Verkehrsknotenpunkt (wie z. B. Hauptbahnhof, Busbahnhof), in angemessener Zeit mit
offentlichen Verkehrsmitteln erreichbar sein. Die Ausschilderung am Gebdude muss so angebracht sein, dass
die Raumlichkeiten, in denen die MaRnahme durchgefihrt wird, fiir die Teilnehmenden gut zu finden sind.

Nachweis der Rdumlichkeiten/AuRengelénde

Betragt die Frist zwischen Zuschlag und Mallnahmebeginn mehr als vier Wochen, ist der Vordruck Raum-
lichkeiten R.1 spatestens vier Wochen vor Malinahmebeginn beim zustéandigen Regionalen Einkaufszentrum
und dem koordinierenden Bedarfstrager gem. Leistungsverzeichnis/Losblatt einzureichen.

Betragt die Frist zwischen Zuschlag und Mallnahmebeginn weniger als vier Wochen ist spatestens funf Ar-
beitstage nach Zuschlagserteilung der Vordruck Raumlichkeit R.1 beim zustdndigen Regionalen Einkaufszent-
rum und dem koordinierenden Bedarfstrager gem. Leistungsverzeichnis/Losblatt einzureichen.

Bei Uberschreiten der 5-Tages-Frist finden die §§ 9 und 10 der Vertragsbedingungen Anwendung.

Anderungen der Raumlichkeiten wahrend der Vertragslaufzeit sind dem zustandigen Regionalen Einkaufs-
zentrum und dem koordinierenden Bedarfstrager. Leistungsverzeichnis/Losblatt unverziglich und vor Durch-
fihrung der MaRnahme in den neuen Raumlichkeiten mit dem Vordruck R.1 anzuzeigen.

Der Auftraggeber behalt sich vor, die Raumlichkeiten zwei Wochen vor Malnahmebeginn zu besichtigen.

Sachliche, technische und rdumliche Ausstattung

Die R&umlichkeiten und deren Ausstattung haben ab MalRnahmebeginn dem Stand der Technik sowie den
einschlagigen gesetzlichen Vorgaben zu entsprechen. Der bauliche Zustand, die Sauberkeit und Hygiene der
Raumlichkeiten einschliellich der sanitédren Einrichtungen missen eine ordnungsgemafie Durchflihrung ge-
wahrleisten. Der Auftraggeber behalt sich vor, nach Ablauf einer von ihm zur Abhilfe gesetzten angemessenen
Frist, die Raumlichkeiten abzulehnen, sofern hinsichtlich der Eignung Bedenken bestehen. Gleiches gilt flr
einen Wechsel der Raumlichkeiten wahrend der Vertragslaufzeit. Der MalRnahmebeginntermin bleibt fiir den
Auftragnehmer in jedem Fall verbindlich.

Fur alle nachfolgenden raumlichen und ausstattungstechnischen Vorgaben gelten insbesondere folgende je-
weils aktuelle Vorschriften/Empfehlungen:

o  Arbeitsstattenverordnung in Verbindung mit den Technischen Regeln fir Arbeitsstatten (ASR)

o Vorschriften der zustandigen gesetzlichen Unfallversicherungen (Berufsgenossenschaften)

Stand: 07.01.2026 301-26-45ind-60016 Seite 7 von 32



Individuelle Mafinahme nach § 16 | SGB Ii. V.m. §451S. 1 SGB lll

e  Brandschutzbestimmungen
e jeweilige Landesbauordnung.

Technische Ausstattung fiir die Durchfihrung der MaRnahme

Fur die Teilnehmenden sind vernetzte PC-Arbeitsplatze mit Internetanschluss in ausreichender Anzahl zur
Verfugung zu stellen. Die gleichzeitige Nutzung eines PC-Arbeitsplatzes durch mehrere Teilnehmende ist aus-
geschlossen.

PC-Arbeitsplatze (PC, Bildschirm, Software und Drucker) missen dem aktuellen Stand der Technik entspre-

chen. Dafir mussen folgende Mindestanforderungen erfillt sein:

o Ausstattung mit einer marktublichen Office- und Anwendersoftware (z. B. MS-Office, OpenOffice.org) in
Verbindung mit einem vom herstellenden Unternehmen empfohlenen Betriebssystem

e Die fir das Betriebssystem und die eingesetzte Office- und Anwendersoftware verwendete Hardware
muss einen performanten und unterbrechungsfreien Betrieb gewahrleisten,

e ausreichende Internetanbindung, mit aktuellster Browserversion (HTML5-fahig; z. B. Microsoft Edge oder
Mozilla Firefox),

e externer Bildschirm mindestens 24 Zoll in den Raumlichkeiten des Auftragnehmers

e Einhaltung elementarer Grundregeln bezlglich der IT-Sicherheit (z. B. Verwendung von Firewalls, Einsatz
von Virenscannern, regelmafRige Softwareupdates, Sensibilisierung der Mitarbeitenden zu Themen der
Informationssicherheit, Einsatz von Hard- und Software auf dem aktuellen Stand der Technik). Im Rahmen
der Informationssicherheit muss der Auftragnehmer dafiir Sorge tragen, dass geeignete Ma3nahmen und
Vorkehrungen getroffen werden, um unerlaubte Systemzugriffe von auRenstehenden Dritten zu unterbin-
den.

Die u. a. Ausstattung ist vorzuhalten, sofern fur die MalRnahmedurchfihrung erforderlich:

integrierte oder externe Kamera,

je Unterrichts-/Gruppenraum ein Farbdrucker,

je Standort ein Foto-Scanner,

Maoglichkeiten zum Einlesen von mitgebrachten Speichermedien (z. B. USB-Stick),

Software zum Erstellen und Lesen von Dokumenten im aktuellen Microsoft-Office-Format (z. B. docx, txt,
xlIsx, pptx),

e PDF-Generator, PDF-Reader,

e Ausstattung mit einer Software fiir Videotelefonie.

Der Auftragnehmer muss durch technische und organisatorische IT-SicherheitsmaRnahmen daflr sorgen,
dass unbefugte Dritte weder Kenntnis noch Zugriff auf schitzenswerte Daten und Informationen erhalten.
Ferner ist bei der Kommunikation mit schiitzenswerten Geschéftsinformationen ein sicherer Ubertragungsweg
zu nutzen.

Unter Einhaltung dieser technischen Standards ist auch der Einsatz von Laptops mit einer MindestgréRe des
Bildschirms von 15,4 Zoll zulassig, sofern ein Diebstahlschutz und eine Verschlisselung gewahrleistet sind.

Es ist sicherzustellen, dass die Teilnehmenden die von ihnen erarbeiteten Aufgaben, Texte, Bewerbungsun-
terlagen u. a. erforderlichenfalls in Farbe ausdrucken kénnen.

Der Auftragnehmer stellt den Teilnehmenden zur Speicherung dieser erarbeiteten Dokumente jeweils einen
USB-Stick zur Verfiigung. Dieser verbleibt bei der teilnehmenden Person zur weiteren Verwendung und geht
in ihr Eigentum Uber.

Die parallele Nutzbarkeit der Internetverbindung durch alle MalRnahmeteilnehmenden ist auch fiir datentraffi-
cintensive Anwendungen sicherzustellen.

Vorhalten der R&dumlichkeiten

Der Auftragnehmer verpflichtet sich, die von ihm angebotenen Raumlichkeiten inklusive Ausstattung wahrend
der gesamten Dauer der MaBnahmen vorzuhalten. Dem Auftragnehmer wird die Mdglichkeit eingeraumt, die
Raumlichkeiten auRerhalb der MalRnahme fiir andere Zwecke zu nutzen. Eine anderweitige Nutzung darf keine
Auswirkung auf die Vertragserfillung haben.

Gemeinsame Nutzung von Raumlichkeiten

Die fachpraktische und theoretische Qualifizierung — sofern Bestandteil der MalRnahme — kann auch gemein-
sam mit nicht von der BA geférderten Teilnehmenden erfolgen, wenn fur die durch die BA geférderten Teil-
nehmenden insgesamt weiterhin die individuellen Férderbedarfe durch Unterweisung gewahrleistet werden
kénnen. Der Personalschlissel der jeweiligen MaRnahme — sofern vorgegeben — ist zwingend einzuhalten.

Barrierefreiheit
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Sofern im Leistungsverzeichnis/Losblatt Barrierefreiheit gefordert ist, ist diese unter Beriicksichtigung vorhan-
dener Behinderungen der Teilnehmenden zu gewahrleisten. Rechtzeitig zum MalRnahmenbeginn gewahrleis-
tet der Auftragnehmer die ggf. erforderliche Anpassung der Ausstattung der Bildungseinrichtung an die Be-
dirfnisse der Teilnehmenden mit Behinderung entsprechend den einschlagigen Vorschriften.

In diesem Fall hat der Auftragnehmer sicherzustellen, dass auch Teilnehmenden, die z. B. im Rollstuhl fahren
oder eine aufllergewohnliche Gehbehinderung haben, gemaf den geltenden Vorschriften, der Zugang zur Bil-
dungsstatte sowie zu den Unterrichts- und Sozialrdumen selbstandig moéglich ist. Entsprechende Parkmdég-
lichkeiten in unmittelbarer Nahe zum behinderungsgerechten Zugang sind vorzuhalten. Es ist weiterhin sicher-
zustellen, dass behinderungsgerechte Toiletten gemaR der einschlagigen DIN im erforderlichen Umfang zur
Verfugung stehen.

Sofern besondere Hilfen notwendig sind, sind diese Leistungen individuell durch den Bedarfstrager zu priifen.
B.1.5.2 Besondere Regelungen

Besondere Regelungen zur sachlichen, technischen und rdumlichen Ausstattung

Fur die Durchfihrung dieser MaRnahme sind die erforderlichen Raumlichkeiten in ausreichender Zahl, Grofie
und Ausstattung durch den Auftragnehmer bereit zu stellen. Hierzu gehéren Unterrichtsrdume und Sozial-
raume, Besprechungsraume sowie berufsfeldbezogene Praxisraume. Fir die Pausenzeiten sind entspre-
chende Aufenthaltsmdglichkeiten bereitzustellen. Der Auftragnehmer kann zur Erledigung seines Auftrages
die Teilnehmenden nicht auf die Nutzung anderer Einrichtungen verweisen. Dies gilt auch fir die vorhandenen
Einrichtungen des Bedarfstragers.

Unterrichtsraume sind Gruppenraume, in denen theoretische Lerninhalte vermittelt werden.

Besprechungsraume sind Raume fiir Einzelberatungen und Kleingruppengesprache. Dabei muss der Schutz
der personlichen Daten gewahrleistet sein. Die GroRe der Raume ist so zu bemessen, dass jeweils mindestens
vier Personen ausreichend Platz haben.

Ein zusatzlicher mit Internetzugang ausgestatteter Besprechungsraum ist fir die individuelle personliche Be-
gleitung durch den Bedarfstrager vorzuhalten.

Dieser hat unter Berlcksichtigung der datenschutzrechtlichen Bedingungen und der Ausstattung den gesetz-
lichen Vorgaben zu entsprechen.

Fur die projektbezogenen Arbeiten missen die erforderlichen Maschinen Gerate, Werkzeuge und Lehrmittel
in ausreichendem Mal vorhanden sein. Die Ausstattung hat dem aktuellen technischen Stand — bezogen auf
das jeweilige Berufsfeld — zu entsprechen.

Fur die im Leistungsverzeichnis/Losblatt angegebene(n) Ausrichtung(en) sind berufsfeldbezogene Praxis-
raume vorzuhalten. In den Ausrichtungen

e Upcycling (z.B. in den Berufsfeldern Holz, Metall, Farbe, Textil),

e Natur, Umwelt und

e Medien

sollen Projektarbeiten ermdéglicht werden.

Digital unterstiitzte Malnahmedurchfiihrung
Die MalRnahme soll soweit sinnvoll und méglich und unter Berticksichtigung der individuellen Belange der
Teilnehmenden digital unterstitzt (webbasiert und unter Nutzung von E-Learning) stattfinden.

Webbasiert bedeutet, dass Lerneinheiten nicht auf einem Datentrager verbreitet, sondern von einem Web-
server online abgerufen werden.

Unter E-Learning versteht man die Unterstitzung von Lehr-/Lernprozessen durch digitale Medien oder Hilfs-
mittel, im vorliegenden Fall den Einsatz von:

¢ Videotelefonie mit all ihren technischen Auspragungen (insb. Présentation von Inhalten). Unter den Begriff
der Videotelefonie fallt jegliche Form von Technologie fiir den Empfang und die Ubertragung von Audio-
Video-Signalen, Gber die Nutzende an verschiedenen Standorten in Echtzeit kommunizieren kénnen. Im
Rahmen des Einsatzes einer Video-Konferenz-/Meeting-Plattform besteht auch die Mdglichkeit, daten-
schutzrechtlich unbedenkliche Dokumente gemeinsam einzusehen.

e Lernplattformen: Systeme, die fir das Online- und/oder Prasenz-Kursangebot den kompletten (oder Teile
des) internen (beim Auftragnehmer) und externen (zwischen Auftragnehmer und Teilnehmenden) Arbeits-
ablauf von Buchungsprozessen, Lehr- und Lernprozessen und —mitteln bis zur Ressourcenadministration
unterstutzen kénnen. Diese unterstiitzen unterschiedliche Kommunikationsarten, wie z. B. Chat und Fo-
ren, um somit die Nutzer der Lernplattform beim direkten Austausch und Anwenden des Gelernten zu
fordern.

e virtuellen Klassenzimmern.
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Beim Einsatz dieser technischen Medien und Hilfsmittel sind besondere technische und datenschutzrechtliche
Restriktionen zu beachten, die unter B.1.5.3 konkretisiert werden.

Fir die Arbeitsplatze des eingesetzten Personals ist die - abhangig von der konkreten Mal3nahmedurchfih-
rung - erforderliche IT-Ausstattung vorzuhalten.

Der Auftragnehmer stellt jeder teiinehmenden Person fiir die Dauer der Malnahmeteilnahme ein Headset zur
Verfligung. Dieses wird von den Teilnehmenden jeweils zum Ende der Teilnahme an der Malinahme an den
Auftragnehmer zuriickgegeben.

B.1.5.3 Datenschutzrechtliche Regelungen
Der Auftragnehmer hat die Bestimmungen der DSGVO zu beachten und in der MalRnahme umzusetzen.

Die Nutzung von Clouds ist nur unter folgenden Voraussetzungen zulassig:

o Es st technisch und/oder organisatorisch sichergestellt, dass keine personenbezogenen Daten in Clouds
abgespeichert werden. Dies betrifft insbesondere Namen, Geburts- und Adressdaten. Dies kann auch
durch eine Anonymisierung der Daten beispielsweise durch eine nichtzuordenbare Verwendung von Teil-
nehmendennummern erfolgen.

¢ Wenn personenbezogene Daten in Clouds gespeichert werden bzw. bei Nutzung von Online-Kommuni-
kationstools ist sicherzustellen, dass die Daten der Teilnehmenden nur auf eigenen Plattformen des Auf-
tragnehmers gespeichert werden und nicht auf Plattformen Dritter (on-premise-Lésungen als Sonderform
der Private Cloud). Eingesetzte Server missen sich in der Bundesrepublik Deutschland, einem Mitglied-
staat der Europaischen Union (EU), zumindest aber im Europaischen Wirtschaftsraum (EWR) befinden.
Ist im Ausnahmefall eine Nutzung von Dritten als Dienstleister erforderlich, so sind die Teilnehmenden
hiertiber gesondert zu informieren.

o Der Einsatz von Clouds europaischer Anbieter ist zuldssig, wenn sichergestellt ist, dass der Auftragneh-
mer die Herrschaft Giber die Daten und die Kommunikationswege behalt.

Der Auftragnehmer ist dafiir verantwortlich, den Nachweis zu erbringen, ob eine bestimmte Anwendung die
datenschutzrechtlichen Anforderungen entsprechend der Orientierungshilfe des BfDI erfiillt. Dieses kdnnte z.
B. durch eine vorzuhaltende Eigenerklarung (Datenschutz-Folgenabschatzung) durch den Datenschutzbeauf-
tragten des Auftragnehmers erfolgen, welche sich inhaltlich an der ISO 29134 orientiert und aktuelle Bewer-
tungen der Datenschutzaufsichtsbehérden aufgreift. Des Weiteren kénnte dieses auch durch Stellungnahmen
der Aufsichtsbehoérden (auf Bundesebene = BfDI, auf Landesebene = LfDI) oder zertifizierte Prifeinrichtungen
erfolgen.

Es wird in diesem Zusammenhang auf die Verpflichtung des Auftragnehmers zur Meldung von Verletzungen
des Schutzes personenbezogener Daten an die Aufsichtsbehdrde gem. Art. 33 DSGVO hingewiesen. Es wird
ebenfalls auf die Verpflichtung des Auftragnehmers zur Benachrichtigung der von einer Verletzung des Schut-
zes personenbezogener Daten betroffenen Person gem. Art. 34 DSGVO hingewiesen.

Die Nutzung von sog. Messenger-Diensten muss der DSGVO entsprechen.

Bei der Nutzung von Kommunikationstools sind durch den Auftragnehmer folgende Anforderungen umzuset-

zen:

e Daten sind zu I6schen, wenn sie firr die Aufgabenerledigung nicht oder nicht Ianger erforderlich sind. Dies
bedeutet fiir die Speicherung von Lernverlaufen und/oder Videoaufnahmen, dass sie unmittelbar nach
Beendigung der Kommunikation zu léschen sind. Im Ubrigen diirfen alle weiteren verarbeiteten Daten
grundsatzlich nur solange gespeichert werden, wie sie flr ordnungsgemafle Rechnungslegungen gegen-
Uber dem Auftraggeber erforderlich sind (z. B. Teilnahmenachweis). AbschlieRend bleiben die ggf. ver-
traglich vereinbarten Léschfristen erhalten.

e Eine Nutzung von Online-Kommunikationstools soll grundsatzlich im Sinne von ,on-premise-Lésungen®
erfolgen. Das bedeutet, dass der Auftragnehmer die Software in eigener Verantwortung auf eigener Hard-
ware, regelmaBig durch die Nutzung eines eigenen oder angemieteten allein ihm zuganglichen Servers,
verwendet. Der Ort der Verarbeitung von Daten — und damit der Standort der Hardware — muss dabei in
der Bundesrepublik Deutschland, in einem Mitgliedstaat der EU, zumindest aber im EWR liegen.

Istim Ausnahmefall eine Nutzung von Dritten als Dienstleister erforderlich, so sind die Teilnehmenden
hiertiber gesondert zu informieren und die notwendigen Einwilligungserklarungen zu konkretisieren.

¢ Video- und Tonaufnahmen sowie die Bearbeitung personenbezogener bzw. -beziehbarer Themen auf di-
gitalem Wege sind nur mit vorheriger Einwilligung der teilnehmenden Person erlaubt.

Die Teilnehmenden sind Uber ihre Rechte aus den Art. 13 bis 21 DSGVO zu informieren. Fir die Auskunftser-
teilung, die sich auf die Umsetzung bezieht, ist der Auftragnehmer zustandig. Entsprechendes gilt fur die Be-
richtigung und Léschung von Daten. Im Ubrigen ist der Auftragnehmer verpflichtet, den Auftraggeber bei der
Erfullung der Betroffenenrechte zu unterstitzen.

Es liegt in der Verantwortung des Auftragnehmers, Einwilligungserklarungen individuell, konkret auf die Situ-
ation bezogen sowie datenschutzkonform zu erstellen.
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Far Einwilligungserklarungen von Teilnehmenden sind durch den Auftragnehmer mindestens folgende Anfor-

derungen zu beachten:

o Die Erklarung zur Verarbeitung der personenbezogenen Daten muss immer konkret erfolgen und umfasst
alle Punkte der Verarbeitung und der Speicherung dieser Daten.

e Beider Mediennutzung (z. B. Kommunikationstools) muss klargestellt werden, ob eine on-premise-Lésung
vorgesehen ist oder inwieweit im Ausnahmefall Dritte fur die Dienstleistung genutzt werden.

o Die Einwilligung muss widerrufen werden kénnen. Auf den Widerruf und auf die Art des Widerrufs sowie
die Konsequenzen (Léschung bzw. Einschrankung in der Verarbeitung von Daten (Art. 18 DSGVO) etc.)
muss konkret hingewiesen werden.

e Die Einwilligung sollte grundsatzlich alle Betroffenenrechte aus der DSGVO umfassen.

e Die Einwilligung bedarf der Schriftform. Sie muss protokolliert bzw. dokumentiert und durch den Auftrag-
nehmer sicher aufbewahrt werden.

¢ Die Einwilligung ist vom Auftragnehmer und der teilnehmenden Person zu unterzeichnen.

e Sofern fir den Auftragnehmer Anhaltspunkte gegeben sind, dass minderjahrige Teilnehmende nicht fahig
sind, Bedeutung und Tragweite ihrer Einwilligungserklarung zu erfassen, und/oder dass ihnen nicht be-
wusst ist, durch die Erklarung eine Einwilligung abzugeben, ist eine Einwilligung durch die gesetzlichen
Vertreter dieser minderjahrigen Teilnehmenden erforderlich.

Sofern den Teilnehmenden fiir die Dauer der MaRnahme mobile Hardware zur Verfligung gestellt wird, ist eine
Speicherung der eigenen Daten auf dieser oder dem eigenen USB-Stick zulassig. Dies gilt nicht fir Daten
anderer Teilnehmender, die bspw. im Rahmen einer gemeinsamen Kommunikation angefallen sind. Im Ubri-
gen dirfen alle weiteren verarbeiteten Daten grundsatzlich nur solange gespeichert werden, wie sie fir eine
ordnungsgemafe Rechnungslegung gegeniiber dem Auftraggeber erforderlich sind (z. B. Teilnahmenach-
weis). Abschlief3end bleiben die ggf. vertraglich vereinbarten Léschfristen erhalten.

Video- und Tonaufnahmen durfen nicht im Internet veroffentlicht werden.

Personenbezogene Aufnahmen (Video-/Tonaufnahmen) und Inhalte sind vom Auftragnehmer unverziglich
nach Abschluss des jeweils damit verbundenen MalRnahmeinhalts zu I6schen. Dies bedeutet fiir die Speiche-
rung dieser Daten, dass sie unmittelbar nach Beendigung der Kommunikation von allgemein zugénglichen
Speicherorten endgliltig zu I6schen sind.

Bei MaRnahmeinhalten, die in der Gruppe durchgefuhrt werden, hat der Auftragnehmer strikt auf Einhaltung
des Datenschutzes und Beriicksichtigung der Persdnlichkeitsrechte der Teilnehmenden zu achten. In diesem
Zusammenhang sind ausschlief3lich anonymisierte Beispiele vor der Gruppe aufzugreifen, die keinen Rick-
schluss auf bestimmte Teilnehmende zulassen.

Der Auftragnehmer hat dafiir Sorge zu tragen, dass Teilnehmende keine Daten von anderen Teilnehmenden
zur Kenntnis nehmen kénnen.

Nach Ende der Nutzung durch die teilnehmende Person sind deren vorhandene Daten und Aufzeichnungen
vom Auftragnehmer unverziglich und endgiiltig zu I6schen. Die Aufbewahrungsfrist findet hier keine Anwen-
dung.

Im Rahmen von Einzelgesprachen bedarf die Bearbeitung von Themen, die das informationelle Selbstbestim-
mungsrecht tangieren, der ausdricklichen schriftlichen Zustimmung der teilnehmenden Person. Das Einver-
stédndnis kann von der teilnehmenden Person jederzeit mit Wirkung fiir die Zukunft widerrufen werden.

B.1.6 Durchfiihrung der MaBnahme

Diversity Management und Gewaltschutz

Der Auftragnehmer verpflichtet sich, im Rahmen des Diversity Managements die Vielfalt (u. a. Geschlecht,
Herkunft, Religion, Weltanschauung, Behinderung, Alter, sexuelle Identitat) sowie die unterschiedlichen Le-
benssituationen und Interessen der Teilnehmenden zu bertcksichtigen und wertzuschatzen. Bei der Durch-
fuhrung der MaBnahme soll eine produktive Gesamtatmosphare erreicht, soziale Diskriminierung von Minder-
heiten verhindert und die Chancengleichheit verbessert werden.

Der Auftragnehmer verpflichtet sich geeignete MalRnahmen zum Schutz vor Gewalt und Missbrauch, insbe-
sondere fir Menschen mit Behinderungen, zu treffen.

Allgemeine organisatorische Regelungen

Nach Zuschlagserteilung ist vom Auftragnehmer ein Informationsblatt nach vorgegebenem Muster (siehe Vor-
druck F.2.1) zu erganzen und in elektronischer Form spatestens vier Wochen vor dem Maflinahmebeginn zur
Verteilung an potentielle Teilnehmende dem Auftraggeber zur Verfugung zu stellen. Die Inhalte beziehen sich
ausschlieBlich auf diese MaRhahme. Das Informationsblatt kann nicht durch einen Flyer des Auftragnehmers
ersetzt werden.
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Wenn die Einrichtung des Auftragnehmers unter § 33 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) fallt, ist ein Hinweis
aufzunehmen, dass Teilnehmende einen Masernschutz bzw. einen entsprechenden Immunitatsnachweis
beim Auftragnehmer vorlegen.

Bekanntgabe Bankverbindung und Kontaktperson

Spatestens flnf Arbeitstage nach Zuschlagerteilung hat der Auftragnehmer den Vordruck F.8 (Erhebungsbo-
gen Bankverbindung und Kontaktperson) beim zustadndigen Bedarfstrager einzureichen. Anderungen der
Bankverbindung und/oder der Kontaktperson sind ebenfalls mit diesem Vordruck unverziglich bekannt zu
geben.

Einreichung Tragerzulassung

Funf Arbeitstage vor MalRnahmebeginn — spatestens jedoch zum Malinahmebeginn — hat der Auftragnehmer
die giltige Tragerzulassung (§ 178 SGB Ill) beim zustandigen Bedarfstrager einzureichen. Sollte die Giiltigkeit
vor Vertragsende ablaufen, ist die neue Zulassung dem Bedarfstrager unaufgefordert zur Verfligung zu stellen.

Erreichbarkeit

Spatestens zwei Wochen vor Malinahmebeginn ist die postalische und telefonische Erreichbarkeit der fir die
Mafnahme verantwortlichen Kontaktperson des Auftragnehmers sicherzustellen und dem jeweiligen Bedarfs-
trager schriftlich mitzuteilen. Anderungen sind unverziiglich mitzuteilen.

Der Auftragnehmer muss am MafRnahmeort mindestens zu den Ublichen Geschéaftszeiten montags bis don-
nerstags von 8:00 Uhr bis 17:00 Uhr und freitags von 8:00 Uhr bis 15:00 Uhr persénlich oder telefonisch
gesprachsbereit sein. Dariliber hinaus muss eine Kontaktaufnahme wahrend der o. g. Gesprachszeiten mit
den Ublichen Kommunikationsmitteln (Fax, E-Mail sowie postalisch) sichergestellt sein. Auf diesem Wege ein-
gehende Nachrichten sind spatestens im Laufe des nachsten Arbeitstages abzuarbeiten und zu beantworten.
Hinsichtlich der telefonischen Erreichbarkeit muss es sich um einen ,Festnetzanschluss“ handeln. Etwaige
kostenintensive Weiterleitungen (z. B. auf bestimmte Service-Nr., Handy) diirfen nicht zu Lasten der teilneh-
menden Person gehen.

Teilnahme an der Malnahme
Die Teilnahme an der MalRnahme wird ausschlie3lich vom Bedarfstrager veranlasst. Bei der Auswahl der Teil-
nehmenden steht dem Auftragnehmer kein Mitwirkungsrecht zu.

Die Ablehnung einer durch den Bedarfstrager benannten teilnehmenden Person durch den Auftragnehmer ist
nicht mdglich — mit einer Ausnahme.

Es ist Auftragnehmern, die unter § 33 IfSG fallen, erlaubt, Teilnehmende, die keinen Masernimpfschutz oder
Masernimmunitatsnachweis vorlegen kénnen und ein Nachholen des Impfschutzes ablehnen, abzuweisen, da
sie sonst gegen das Infektionsschutzgesetz verstollen.

Der Bedarfstrager informiert den Auftragnehmer vor MalRnahmebeginn iber die Zugangsmodalitaten zur Nut-
zung des Vermittlungs-, Beratungs- und Informationssystems (VerBIS) und stellt die fur den Zugang notwen-
digen Benutzernamen und das Kennwort zur Verfigung.

Teilnehmende werden im Vorfeld durch den Bedarfstrager Uber die Zuweisung/das Malihahmeangebot und
den Zugriff des Auftragnehmers auf die selektiven personlichen Daten (,Bewerberdaten®) in VerBIS informiert.
Im Anschluss wird dem Auftragnehmer der Zugriff auf diese Daten in VerBIS gewahrt. Die Information tUber
die Zuweisung der Teilnehmenden/das MalRnahmeangebot an die Teilnehmenden und den eingerdumten Da-
tenzugriff erfolgt in elektronischer Form tber VerBIS.

Die Beschreibung zur Funktionalitdt und Handhabung von VerBIS zur Leistungserbringung steht im Internet
auf der Homepage der BA unter www.arbeitsagentur.de > Institutionen > Bildungsanbieter und Bildungstrager
> Merkblatter und Formulare > Arbeitshilfe fir Tradger zum Bearbeiten von Bewerberdaten zum Download zur
Verfugung.

Im Rahmen von Prozessoptimierungen kénnen sich Anderungen in VerBIS ergeben. Der Auftragnehmer hat
sich deshalb laufend und insbesondere vor MaRnahmebeginn im Internet auf der Homepage der BA unter
vorstehend genanntem Link Uber gednderte Funktionalitdten und Handhabung zu informieren. Er hat seine
Ergebnisse und Erkenntnisse aus der Mallnahme in das durch den Bedarfstrager zur Verfiigung gestellte
selektive Bewerberprofil aufzunehmen. Mit Angebotsabgabe erklart der Auftragnehmer hierzu unwiderruflich
seine Zustimmung.

Durch den Bedarfstrager wird der Auftragnehmer tiber den Beginn und das Ende der Zuweisung der einzelnen
teilnehmenden Person/des MalRnahmeangebotes an die einzelne teilnehmende Person bis zum Erreichen der
Platzkapazitat laut Leistungsverzeichnis/Losblatt der MaRnahme in elektronischer Form tber VerBIS infor-
miert.
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Die Zuweisung/das Mallnahmeangebot entlasst den Bedarfstrager nicht aus der Verantwortung, den Einglie-
derungsprozess zu begleiten. Durch den Bedarfstrager erfolgt eine individuelle und personliche Begleitung
der Malnahme.

Informationen zum Infektionsschutzgesetz

Nach dem IfSG miissen in Gemeinschaftseinrichtungen, in denen iberwiegend minderjahrige Personen be-
treut werden, sowohl das Betreuungspersonal als auch die Teilnehmenden einen Nachweis Uber ihre Masern-
schutzimpfung oder —immunitat vorlegen. Diese Regelung gilt fir Personen, die nach dem 31.12.1970 gebo-
ren wurden.

Auftragnehmer, in deren Einrichtungen arbeitsmarktpolitische MalRnahmen flr junge Menschen durchgefiihrt
werden, zahlen als Ausbildungseinrichtungen zu den ,Gemeinschaftseinrichtungen® im Sinne des § 33 IfSG,
wenn dort Uberwiegend Minderjahrige betreut werden. Bei der Betrachtung ist nicht nur auf die jeweilige ar-
beitsmarktpolitische Malknahme und deren potentielle Teilnehmenden abzustellen, vielmehr sind alle in der
Einrichtung betreuten Personen zu berucksichtigen, d. h. auch Personen in MalRnahmen anderer Leistungs-
trager.

Der Auftragnehmer hat nach der Zuschlagserteilung dem Bedarfstrager mitzuteilen, ob seine Einrichtung unter
§ 33 IfSG fallt.

Status ,Teilnehmer*

Der Status ,Teilnehmer* liegt vor, wenn die Zuweisung/das Malinahmeangebot durch den Bedarfstrager er-
folgt ist und die teilnehmende Person in die Malnahme eingetreten ist. Dies erfolgt durch das erste individuelle
Einzelgesprach. Zwischen Auftragnehmer und Bedarfstrager kann vereinbart werden, dass im Bedarfsfall das
erste Gesprach des Auftragnehmers in den Raumlichkeiten des Bedarfstragers erfolgt.

Auslastung der Platze

Der Auftragnehmer hat fir die gesamte Mallnahmedauer die Platzkapazitat gemafll dem Leistungsverzeich-
nis/Losblatt vorzuhalten. Ein Platz gilt bis zum Austritt der teiinehmenden Person aus der Malinahme als be-
setzt. Eine Nachbesetzung offener Platze ist jederzeit moglich. Der Bedarfstrager ist wochentlich in Listenform
Uber den Besetzungsstand zu informieren.

Teilnahmebezogene Durchfliihrung

Als entschuldigte Fehlzeiten gelten:

Niederkunft der Ehefrau/der Lebenspartnerin der teilneh- ein MalRnahmetag,
menden Person im Sinne des Lebenspartnerschaftsgeset-

zes

Tod der Ehegattin/des Ehegatten, der Lebenspartnerin/des zwei MaRnahmetage

Lebenspartners im Sinne des Lebenspartnerschaftsgeset-
zes, eines Kindes oder Elternteils der teilnehmenden Per-

son

Erkrankung der teilnehmenden Person Bei Vorlage der Arbeitsunfahigkeitsbescheini-
gung ab dem ersten Tag der Erkrankung

Erkrankung des Kindes Bei Vorlage einer arztlichen Bestatigung ab

dem ersten Tag der Erkrankung

Umgang mit Zeiten der Arbeitsunfahigkeit bei Teilnehmenden aus dem Rechtskreis SGB IlI

Zeiten der Arbeitsunfahigkeit sind arztlich festzustellen und von der teilnehmenden Person sowohl dem Auf-
tragnehmer, als auch dem Bedarfstrager sofort unter Nennung von Beginn und Dauer mitzuteilen. Eine Ar-
beitsunfahigkeitsbescheinigung muss nicht vorgelegt werden. Zum Umgang mit der elektronischen Arbeitsun-
fahigkeitsbescheinigung stehen dem Auftragnehmer Informationen unter www.arbeitsagentur.de > Institutio-
nen > Bildungsanbieter und Bildungstrdger > Downloads zur Verfligung. Diese Informationen werden im Be-
darfsfall aktualisiert. Der Auftragnehmer hat sich deshalb laufend und insbesondere vor Malinahmebeginn zu
informieren.

Das papiergebundene Bescheinigungsverfahren bleibt allerdings bestehen bei:

privat krankenversicherten Teilnehmenden,

Erkrankung eines Kindes (Kind AU),

Krankschreibung durch einen Arzt im Ausland,

arztlicher Behandlung durch einen Arzt ohne Kassenzulassung auf eigene Rechnung.

Beim papiergebundenen Bescheinigungsverfahren hat die teiinehmende Person, die noch in Papierform aus-
gestellte arztliche Bescheinigung dem Bedarfstrager nachzuweisen. Die Teilnehmenden sind hierliber zu un-
terrichten.
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Umgang mit Zeiten der Arbeitsunféhigkeit bei Teilnehmenden aus dem Rechtskreis SGB |l

Zeiten der Arbeitsunfahigkeit sind von der teilnehmenden Person sofort mitzuteilen und ab dem ersten Tag
durch eine arztliche Bescheinigung innerhalb von drei Werktagen nachzuweisen. Die Arbeitsunfahigkeitsbe-
scheinigung ist dem Bedarfstrager durch den Auftragnehmer zeitnah zu ibergeben. Die Teilnehmenden sind
hierlber zu unterrichten.

Als Prasenzzeiten gelten:

Vorstellungsgesprache bei einem Arbeitgeber Wahrend der vorgesehenen Prasenzzeit in
der MaRnahme bei Bestatigung des Arbeitge-
bers (fir den nachgewiesenen Zeitraum)

Vorsprache bei der Agentur fur Arbeit bzw. dem Jobcenter Wahrend der vorgesehenen Prasenzzeit in
der MaRnahme bei Bestatigung des Bedarfs-
tragers (fur den nachgewiesenen Zeitraum)

Bezlglich der Vorstellungsgesprache und der Vorsprachen beim Bedarfstrager entscheidet der Auftragneh-
mer in jedem Einzelfall, ob vor bzw. nach dem Termin an diesem Tag noch eine Teilnahme an der MalRnahme
sinnvoll erscheint. Hierbei sind auch die Fahrzeiten zu bericksichtigen. In jedem Fall muss die Wahrnehmung
des Termins durch die teiinehmende Person nachgewiesen sein. Die Nachweise sind zu Priifzwecken aufzu-
bewahren.

Die in der Mallnahme angewendeten Methoden und Medien sollen einen engen Bezug zur jeweiligen Ziel-
setzung haben und die Lernfahigkeit der Teilnehmenden angemessen bericksichtigen. Den besonderen Be-
dirfnissen der Teilnehmenden ist Rechnung zu tragen. Die Lernsituation ist so zu schaffen, dass sie an die
vorhandenen Kenntnisse, Kompetenzen und beruflichen Erfahrungen der Teilnehmenden anknupft.

Die erforderlichen Lern- und Arbeitsmittel sind rechtzeitig zur Verfiigung zu stellen und in Unterricht und
Unterweisung zu nutzen. Als Lernmittel sind mindestens einzusetzen: Skripte zum Verbleib bei der teilneh-
menden Person sowie einschlagige Fachliteratur als Leihexemplar oder Nachschlagewerk.

Notwendige Arbeitsschutzbekleidung (Arbeitskleidung sowie geeignete Schutzausriistung) ist vom Auftrag-
nehmer fiir die Dauer der MaRnahme zur Verfligung zu stellen.

Der Auftragnehmer hat ab Gewahrung des Zugriffs auf die selektiven Bewerberdaten in VerBIS teilnahmebe-
zogene Aktivitdten aufzunehmen und wahrend der gesamten Teilnahmedauer entsprechend den individuellen
Erfordernissen fortzufiihren.

Nutzung der Online-Angebote der BA und des Bewerbungsmanagements der BA

Der Auftragnehmer hat seine Ergebnisse und Erkenntnisse aus der MalRhahme in das durch den Bedarfstrager
zur Verfligung gestellte selektive Bewerberprofil (im Rahmen Einschaltung Dritter) aufzunehmen. Hierzu ge-
hért insbesondere die Optimierung des Stellengesuchs, des Lebenslaufs sowie der Kenntnisse und Fertigkei-
ten. Soweit dies zu einer schnellen und zielorientierten Eingliederung der teiinehmenden Person beitragt, sind
Stellengesuche fir alternative Tatigkeiten anzulegen. Dies hat in Abstimmung mit der teilnehmenden Person
zu erfolgen.

Im Rahmen der Auftragserfillung ist das Bewerbungsmanagement der BA inklusive Anlagenverwaltung zu
nutzen. Dafur ist ein schreibender Zugriff fir den Auftragnehmer erforderlich. Der Zugriff wird erteilt, wenn die
teilnehmende Person dem Bedarfstrager ihr Einverstandnis hierzu erklart hat. Die teilnehmende Person kann
dieses Einverstandnis jederzeit beim Bedarfstrager mit Wirkung fir die Zukunft widerrufen.

Die Einstellung eines Lichtbildes ist nur dann zulassig, wenn die teilnehmende Person dies ausdricklich
wiinscht und die vollumfanglichen Nutzungsrechte bzw. Urheberrechte an dem einzustellenden Lichtbild be-
sitzt.

Bei der Foérderung von Eingliederungsbemihungen kommen auch Bewerbungen per E-Mail oder online in
Betracht. Fur die Nutzung dieser Verfahren ist eine vorherige Einwilligung der teilnehmenden Person erforder-
lich. Liegt die Einwilligung der teilnehmenden Person vor, sind durch den Auftragnehmer gemeinsam mit der
teilnehmenden Person insbesondere die Online-Angebote der BA unter www.arbeitsagentur.de zu nutzen.

Der Auftragnehmer hat die Mdglichkeit, sich Uber die Funktionalitdten des Bewerbungsmanagements der BA
inklusive Anlagenverwaltung unter www.arbeitsagentur.de > Institutionen > Bildungsanbieter und Bildungstra-
ger > Merkblatter und Formulare > Arbeitshilfe fir Trager zum Bearbeiten von Bewerberdaten bereits im Vor-
feld zu informieren. Diese Funktionalitaten werden laufend angepasst und optimiert. Der Auftragnehmer hat
sich deshalb laufend und insbesondere vor MalRnahmebeginn Gber gednderte Funktionalitaten und Handha-
bungen zu informieren.

Mitteilungspflichten des Auftragnehmers
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Eine Kommunikation per E-Mail mit der im Zusammenhang mit der MalRnahmedurchflihrung festgelegten Kon-
taktperson des Bedarfstragers darf nur auf einem verschliisselten Ubertragungsweg erfolgen. Die entspre-
chenden Vorgaben kénnen Uber www.arbeitsagentur.de > Institutionen > Bildungsanbieter und Bildungstréger
> Downloads eingesehen werden. Alternativ konnen die Informationen auf dem Postweg ibermittelt werden.

Wahrend der Zuweisungsdauer/Teilnahmedauer kann die Kontaktperson des Bedarfstragers sowohl die Uber-
mittlung wie auch die Einsicht in den Aktivierungs- und Integrationsfortschrittsplan der teilnehmenden Person
verlangen.

Spatestens einen Tag vor Ende der Eingangsphase hat der Auftragnehmer den individuellen Aktivierungs-
und Integrationsfortschrittsplan zur Abstimmung des weiteren Vorgehens im Verlauf der Handlungsphase der
zustandigen Fachkraft des Bedarfstragers personlich auszuhandigen.

Durch den Auftragnehmer sind folgende Mitteilungs- und Berichtspflichten zu erfullen:

Teilnahmebezogene Berichte/Informationen an den Bedarfstréager

e Bei Nichtantritt berichtet der Auftragnehmer dem Bedarfstrager sofort durch Ubersendung des Vordrucks
NRW _F.30.1 Gber VerBIS. Als Berichtsanlass ist ,Nichtantritt der teiinehmenden Person® anzukreuzen.

e Bei Entwicklungen (z. B. unzureichender Mitwirkung), die das Erreichen des MalRnahmeziels der teilneh-
menden Person gefahrden, informiert der Auftragnehmer sofort den Bedarfstrager und stimmt mit diesem
das weitere Vorgehen ab.

e Ein Zwischenbericht ist fir jede teilnehmende Person mit einer individuellen Teilnahme-/Zuweisungs-
dauer Uber drei Monaten nach 1/3 und nach 2/3 der Zuweisung/Teilnahme in die MalRnahme zu erstellen.
Der Zwischenbericht ist in der ersten Woche des darauffolgenden Monats zu tUbersenden.

e Wahrend der Malinahme erfasst der Auftragnehmer das individuelle Teilnahmeverhalten. Dieses ist im
teilnahmebezogenen Bericht (Vordruck NRW_F.30.1) zu vermerken. Der Zeitpunkt der Ubersendung des
teilnahmebezogenen Berichtes wird nach Zuschlagserteilung zwischen Bedarfstrager und Auftragnehmer
abgestimmt. Der teilnahmebezogene Bericht ist jedoch spatestens am letzten Tag der individuellen Zuwei-
sungsdauer/Teilnahmedauer zu Ubersenden, da der Zugriff auf VerBIS endet. Die teilnehmende Person ist
hieriiber zu unterrichten. Der Bericht ist mit der teilnehmenden Person vorab zu erértern. Auf Wunsch ist
der teilnehmenden Person eine Kopie auszuhandigen.

Die teilnahmebezogenen Berichte sind ausschlieBlich in elektronischer Form im PDF-Format Gber das System
VerBIS zu Ubermitteln. Aus datenschutzrechtlichen Griinden ist die Ubermittlung dieser Berichte in Listenform
nicht zulassig.

MaBRnahmebezogene Berichte an den Bedarfstrager:
Halbjahrlich nach Beginn der MalRnahme ist dem Bedarfstrager ein Zwischenbericht vorzulegen.

Vier Wochen nach dem Ende der jeweiligen Maflnahme laut Leistungsverzeichnis/Losblatt ist ein Gesamtbe-
richt Gber die Durchfihrung der Mallnahme und deren Ergebnisse sowie ggf. aufgetretene Problemlagen vor-
zulegen. Die Inhalte des Abschlussberichtes sind mit dem Bedarfstrager abzustimmen. In diesen Bericht ist
auch aufzunehmen, inwieweit der Auftragnehmer seiner Verpflichtung bezliglich der teilnahmebezogenen Be-
richte nachgekommen ist (Anzahl der Gbersandten teilnahmebezogenen Berichte im Verhaltnis zu der Zahl
der Teilnehmenden).

Teilnahmebescheinigung

Den Teilnehmenden ist am Ende der MaRnahme eine Teilnahmebescheinigung mit Angaben zum Inhalt, zeit-
lichen Umfang und Ziel der Malinahme in anspruchsvoller Form auszustellen und mit Stempel und Unterschrift
zu versehen. Negativdarstellungen darf diese Bescheinigung nicht enthalten.

B.1.7 Rahmenvertrag/Einzelabruf

Die Gesamtsumme der Platze wurde vom Bedarfstrager im Rahmen seiner Bedarfsanalyse ermittelt und spie-
gelt die voraussichtliche Abnahmemenge wider.

Der tatsachliche Bedarf kann wahrend der Vertragslaufzeit - z. B. aufgrund der unterschiedlichen Férderdau-
ern — schwanken. Das voraussichtliche Auftragsvolumen in Héhe der Gesamtplatzzahl ist dem Leistungsver-
zeichnis/Losblatt zu entnehmen.

Der Bedarfstrager ist jedoch verpflichtet, fir die gesamte MaRnahme die Mindestplatzzahl nach dem Leis-
tungsverzeichnis/Losblatt abzunehmen. Die Mindestplatzzahl betragt 70 % der Gesamtplatzzahl. Ergeben sich
bei der Berechnung Bruchteile, ist stets auf volle Platze aufzurunden. Uber die Mindestplatzzahl hinaus kann
der Bedarfstrager jederzeit weiteren Teilnehmenden bis zur Hohe der Gesamtplatzzahl nach dem Leistungs-
verzeichnis/Losblatt Malnahmeangebote bzw. eine Zuweisung unterbreiten. Der Auftragnehmer hat keinen
Anspruch auf Unterbreitung von MaRnahmeangeboten oberhalb der Mindestplatzzanhl.
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Sofern der Bedarfstrager bereits zum MaRnahmebeginn mehr Platze als die Mindestplatzzahl benétigt und er
dies dem Auftragnehmer unmittelbar nach Zuschlagserteilung, spatestens jedoch vier Wochen vor Mal3nah-
mebeginn mitteilt, hat der Auftragnehmer sicherzustellen, dass das entsprechende Personal hierfir ab Maf3-
nahmebeginn zur Verfligung steht.

Die Unterbreitung von Malinahmeangeboten erfolgt durch den Bedarfstrager

Sofern flr einzelne Professionen eine feste Anzahl an Fachkraften vorgeben ist, ist diese durchgéangig fir die
gesamte Vertragslaufzeit unabhangig von der Auslastung vorzuhalten.

Bei MalRnahmeangeboten oberhalb der Mindestplatzzahl muss der Auftragnehmer die Personalkapazitat fur
Professionen, fur die im Leistungsverzeichnis/Losblatt ein Personalschliissel vorgegeben ist, unter Berlck-
sichtigung der Vorgaben aus B.1.4.2 anpassen. Liegt zwischen dem Zeitpunkt des Einzelabrufes und dem
individuellen MaBnahmebeginn ein Zeitraum von weniger als vier Wochen, muss die Anpassung des Perso-
nals spatestens vier Wochen nach der Bekanntgabe des Einzelabrufes erfolgen.

Der Auftragnehmer verpflichtet sich, die Raumlichkeiten inklusive Ausstattung wahrend der gesamten Ver-
tragslaufzeit in vollem Umfang entsprechend der im Leistungsverzeichnis/Losblatt angegebenen Gesamtplatz-
zahl durchgangig vorzuhalten. Dem Auftragnehmer wird die Mdglichkeit eingerdumt, die Raumlichkeiten au-
Rerhalb der MalRnahme fur andere Zwecke zu nutzen. Die angebotenen Raumkapazitaten darfen durch an-
dere Tatigkeiten des Auftragnehmers nicht eingeschrankt werden.

B.1.8 Vergqiitung/Angebotspreis

Die Vergutung fur diese MaRnahme hat eine erfolgsbezogene Komponente und setzt sich wie folgt zusammen:

e Monatspreis je Platz = Angebotspreis
e Vergutung fir den Integrationsfortschritt = siehe Leistungsverzeichnis/Losblatt

Mit der Vergutung sind alle Aufwendungen zur Durchfuhrung der MalRnahme abgegolten.

Diese Aufwendungen sind insbesondere:
¢ Malinahmekosten (einschlief3lich Lern- und Arbeitsmittel), sowie gegebenenfalls abhangig von den Anga-
ben im Leistungsverzeichnis/Losblatt z. B.:
o Kosten fur notwendige Arbeitsschutzbekleidung (Arbeitskleidung sowie geeignete Schutzausris-
tung)
o Kosten fur die besondere technische Ausstattung wie Tablets, Smartphones, Headset, etc.
o Notwendige Kosten fir Mallnahmeteile, die bei einem Arbeitgeber durchgefiihrt werden (z. B. Ar-
beitsschutzbekleidung)
o sozialpadagogische Begleitung
o Kosten fiir Fachdozenten
e Kosten fir Raume, Personal inkl. Urlaubs- und Krankheitsvertretung etc.
o Aufwendungen des Auftragnehmers fir Eingliederungsbemiihungen und Stabilisierung der Beschafti-
gungsaufnahme, die durch die Vergutung fir den Integrationsfortschritt abzudecken sind
o Kosten fur die teiinehmende Person, die im Rahmen der Leistungserbringung (Konzept) entstehen und
vom Auftragnehmer veranlasst werden, z. B. Leistungen zur Unterstiitzung der Eigenbemuihungen der
teilnehmenden Person wie Bewerbungskosten, Reisekosten flir Vorstellungsgesprache, zusatzliche Fahr-
kosten (z. B. anlasslich der Vermittlung fachpraktischer Kenntnisse oder zur Priifungsabnahme, die wegen
der Besonderheiten der MalRnahme an einem anderen Standort stattfinden). Diese sind vom Auftragneh-
mer im Rahmen seiner Leistungserbringung zu tibernehmen. Der Auftragnehmer hat die teilnehmende
Person bei MalRnahmebeginn darauf hinweisen, dass diese Kosten vor ihrer Entstehung mit ihm abzu-
stimmen sind.
Initiierung und Betreuung der MaRnahmeteile bei einem Arbeitgeber (betriebliche Erprobung)
Initiierung und Betreuung der MaRnahmeteile in einem FabLab/OpenLab
Aufwendungen fur die Durchfihrung der Gesundheitsorientierung
Absicherung (Versicherung) gegen Schaden, die die Teilnehmenden wahrend der MaRnahmedauer auch
gegeniber Dritten verursachen. Dies gilt nicht fur grobe Fahrlassigkeit oder Vorsatz
Kosten fir die Unfallversicherung
o Kosten, die durch gesetzliche Auflagen (z. B. Verordnungen zum Gebot des Gesundheitsschutzes) ent-
stehen (eine Ubernahme der Kosten fiir Impfungen oder Testungen, z. B. im Zusammenhang mit der
Corona-Pandemie, die bei MaRnahmeteilen bei einem Arbeitgeber durch diesen fur eine Durchfiihrung
der MaRnahme im betrieblichen Umfeld verlangt werden, ist ausgeschlossen).

Falls im Rahmen der Hilfestellung bei der Anerkennung ggf. vorhandener auslandischer Abschlisse Kosten
fur Ubersetzungen etc. anfallen kénnten, ist die zustéandige Fachkraft des Bedarfstragers vor der Beauftragung
einer Ubersetzung etc. zu unterrichten. Der Bedarfstrager priift im Einzelfall, ob und in welchem Umfang die
Kosten der teilnehmenden Person erstattet werden.
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Sofern im Einzelfall behinderungsbedingt zusatzliche Leistungen (z. B. Einsatz einer Gebardensprachdolmet-
scherin/eines Gebardensprachdolmetschers fiir hér-/sprachbehinderte Teilnehmende) oder behindertenspe-
zifische Arbeitsmittel zur Durchfiihrung/Fortsetzung der MalRnahme notwendig sind, sind diese einzelfallbezo-
gen bei der zustédndigen Rehabilitationstragerin/dem zustandigen Rehabilitationstrager (i. d. R. Agentur fir
Arbeit) zu beantragen.

Im Einzelfall notwendige technische Arbeitshilfen zur Durchfiihrung/Fortsetzung der MaRnahme sind durch
die teilnehmende Person, ggf. unter Einbeziehung des Auftragnehmers, bei der zustandigen Rehabilitations-
tragerin/dem zusténdigen Rehabilitationstrager (i. d. R. Agentur fir Arbeit) zu beantragen.

Darlber hinaus ist die Gewahrung von Ermessensleistungen der aktiven Arbeitsférderung an den
Auftragnehmer bzw. die teilnehmende Person fir Aufwendungen zur Durchfihrung der MafRnahme
ausgeschlossen.

B.1.8.2 Fahrkosten und Kinderbetreuungskosten

Die Fahrkosten der teiinehmenden Person zum Auftragnehmer aus Anlass der Teilnahme an der Malnahme
sind nicht in den Angebotspreis einzukalkulieren. Dies gilt auch fiir die Fahrkosten, wenn Teile der Mal3nah-
men bei einem Arbeitgeber durchgefihrt werden.

Bei den Fahrkosten handelt es sich um einen individualspezifischen Anspruch der teiinehmenden Person ge-
gen den Bedarfstrager.

Der Auftragnehmer erklart sich mit der Angebotsabgabe bereit, die Abrechnung und Verauslagung der Fahr-
kosten der Teilnehmenden zu Ubernehmen, soweit diese ihren Anspruch an ihn abtreten.

Der Bedarfstrager entscheidet im Rahmen der Ermessensausiibung lber die Angemessenheit und Hohe der
Fahrkosten und teilt dies dem Auftragnehmer vor Beginn der individuellen Teilnahme mit.

Die Auszahlungsmodalitaten an die Teilnehmenden stimmen Bedarfstrager und Auftragnehmer vor Beginn
der individuellen Teilnahme untereinander ab.

Die Erstattung der verauslagten Fahrkosten erfolgt durch den Bedarfstrager gegentiber dem Auftragnehmer.
Sie erfolgt i. d. R. anhand von Abrechnungslisten. Der Auftragnehmer fiihrt den Nachweis gegentber dem
Bedarfstrager. Etwaige Forderungen gegeniiber dem Bedarfstrager bei fehlerhafter Abrechnung des Auftrag-
nehmers sind ausgeschlossen. Wurden die Kosten einer Monatskarte durch den Auftragnehmer ordnungsge-
maR ausgezahlt und die Mittel zweckentsprechend verwendet, werden dem Auftragnehmer die Kosten auch
bei spateren Fehlzeiten oder einem Abbruch der Teilnahme in vollem Umfang erstattet.

Das konkrete Abrechnungsverfahren wird nach Zuschlagserteilung zwischen dem Auftragnehmer und dem
Bedarfstrager abgestimmt. Hierbei kbnnen monatliche Abschlagszahlungen und eine Schlussabrechnung zu
den verauslagten Fahrkosten vereinbart werden.

Notwendige Kinderbetreuungskosten sind nicht Bestandteil der o. g. Malnahmekosten. Sie werden geson-
dert Gbernommen. Die Ubernahme der durch die Teilnahme an der MaRnahme zuséatzlich entstehenden Kin-
derbetreuungskosten erfolgt durch den Bedarfstrager direkt an die teiinehmende Person.
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B.1.9 Umsatzsteuerregelung

§ 4 Nr. 15b Umsatzsteuergesetz (UStG)

Die Voraussetzungen fir eine Steuerbefreiung von Arbeitsmarktdienstleistungen nach dem SGB Il und SGB

[l regelt § 4 Nr. 15b UStG. Umsatzsteuerfrei sind danach, ,Eingliederungsleistungen nach dem Zweiten Buch

Sozialgesetzbuch, Leistungen der aktiven Arbeitsférderung nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch und ver-

gleichbare Leistungen, die von Einrichtungen des 6ffentlichen Rechts oder anderen Einrichtungen mit sozia-

lem Charakter erbracht werden. Andere Einrichtungen mit sozialem Charakter im Sinne dieser Vorschrift sind

Einrichtungen,

a) die nach § 178 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch zugelassen sind,

b) die fir ihre Leistungen nach Satz 1 Vertrage mit den gesetzlichen Tragern der Grundsicherung fur Arbeit-
suchende nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch geschlossen haben oder

c) die fur Leistungen, die denen nach Satz 1 vergleichbar sind, Vertrage mit juristischen Personen des o6ffent-
lichen Rechts, die diese Leistungen mit dem Ziel der Eingliederung in den Arbeitsmarkt durchfihren, ge-
schlossen haben.*

(§ 4 Nr. 15b UStG in der Fassung vom 18.07.2017)

§ 4 Nr. 21 Buchst. a UStG

Abschnitt 4.21.2 Abs. 3 des Umsatzsteuer-Anwendungserlasses (UStAE) vom 01.10.2010 (BStBI | S. 846) in
der konsolidierten Fassung (Stand 26.04.2022) fihrt zu den Voraussetzungen fiir eine Steuerbefreiung geman
§ 4 Nr. 21 Buchst. a des UStG aus:

.Die Vorbereitung auf einen Beruf umfasst die berufliche Ausbildung, die berufliche Fortbildung und die be-
rufliche Umschulung; die Dauer der jeweiligen Mal3nahme ist unerheblich (vgl. Artikel 44 der MwStVO). Dies
sind unter anderem Mafinahmen zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung im Sinne von § 45 SGB Il mit
Ausnahme von § 45 Abs. 4 Satz 3 Nr. 2 und Abs. 7 SGB Ill, Weiterbildungsmafinahmen entsprechend den
Anforderungen der §§ 179, 180 SGB lIl, Aus- und WeiterbildungsmafRnahmen (einschlieRlich der Berufsvor-
bereitung und der blindentechnischen und vergleichbaren speziellen Grundausbildung zur beruflichen Einglie-
derung von Menschen mit Behinderung) im Sinne von § 112 SGB Ill sowie berufsvorbereitende, berufsbeglei-
tende bzw. aulRerbetriebliche Mallnahmen nach §§ 48, 130 SGB Ill, §§ 51, 53 SGB lll, §§ 75, 76 SGB Il bzw.
§ 49 SGB llI, die von der BA und — iber § 16 SGB Il — den Tragern der Grundsicherung fir Arbeitsuchende
nach §§ 6, 6a SGB |l gefordert werden. Mit ihrer Durchflihrung beauftragen die BA und die Trager der Grund-
sicherung flr Arbeitsuchende nach §§ 6, 6a SGB Il in manchen Fallen gewerbliche Unternehmen oder andere
Einrichtungen, z. B. Berufsverbande, Kammern, Schulen, anerkannte Werkstatten fir behinderte Menschen,
die Uber geeignete Ausbildungsstatten verfiigen. Es ist davon auszugehen, dass die genannten Unternehmen
und andere Einrichtungen die von der BA und den Tragern der Grundsicherung flur Arbeitsuchende nach §§
6, 6a SGB Il geforderten Ausbildungs-, Fortbildungs- und Umschulungsmafinahmen im Rahmen einer berufs-
bildenden Einrichtung im Sinne des § 4 Nr. 21 Buchstabe a UStG erbringen.”

Fur die aufgefuhrten Mallnahmen wird, sofern sie Gegenstand dieser Leistungsbeschreibung sind, bestatigt,
dass sie die zu bescheinigenden Voraussetzungen gemaf § 4 Nr. 21 Buchst. a Doppelbuchst. bb UStG erfil-
len. Sie bereiten auf einen Beruf oder eine vor einer juristischen Person des 6ffentlichen Rechts abzulegende
Prufung ordnungsgemal vor. Diese Bestatigung tritt im Rahmen des vereinfachten Verfahrens an die Stelle
der Bescheinigung der zustandigen Landesbehorde.

Das in Abschnitt 4.21.5 Abs. 5 UStAE geregelte vereinfachte Verfahren ist nur zuldssig, wenn die fir die
Erteilung der Bescheinigung zustandige Landesbehérde sich mit der Anerkennung einverstanden erklart hat
und von der BA bzw. dem Jobcenter hierauf in der Bestatigung hingewiesen wird. Bei Beginn des Vergabe-
verfahrens konnten Einverstandniserklarungen — generell fir die vom Abschnitt 4.21.2 Abs. 3 Satz 2 UStAE
erfassten MalRnahmen — fiir alle Bundeslander bericksichtigt werden.
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B.2 Inhalte der MaBnahme und deren Qualitatsstandards

Die MaRnahme beinhaltet folgende Phasen zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung
e Eingangsphase (B.2.1)
e Handlungsphase (B.2.2)

Diese werden Uber die gesamte MalRnahme begleitend erganzt durch:
sozialpadagogische Begleitung (B.2.3)

Jobcoaching (B.2.4)

Unterstlitzung bei der Organisation der Kinderbetreuung (B.2.5)
Einbindung des Auftragnehmers in die regionalen Netzwerke (B.2.7)

Die Durchfihrung diagnostischer oder therapeutischer Inhalte, die in die Zustandigkeit der Krankenkassen
oder Reha-Trager fallen sowie arztliche oder psychologische Begutachtungen sind unabhangig von der ver-
folgten Zielsetzung (Bspw. Eignungsfeststellung, Feststellung der Beschéaftigungsfahigkeit, etc.) ausdriicklich
ausgeschlossen.

Der breit gefacherte Mallnahmeinhalt hat sich an den individuellen Bedirfnissen der teiinehmenden Person
und den regionalen arbeitsmarktlichen Gegebenheiten zu orientieren. Die Auswahl sowie Durchfiihrung und
Abfolge der einzelnen Inhalte sind individuell am Forderbedarf der teilnehmenden Person auszurichten. Die
Inhalte der MaRnahme sollen flexible Ein- und Umstiege ermdglichen.

Durch starkenbasierte Lern- und Handlungsarrangements ist fiir die Teilnehmenden ein positives Erlebnisum-
feld/eine positive Lernumgebung zu schaffen, was die Motivation fur eine individuelle Auseinandersetzung mit
den beruflichen Méglichkeiten auf dem Arbeitsmarkt fordern soll. Uber kleinere Teilerfolge ist die weitere Mo-
tivation der Teilnehmenden zu starken.

Die Lernmethode ,Kollaboratives Lernen® ist zwingender Bestandteil der Malinahme:

Beim kollaborativem Lernen stehen der gemeinsame Lernprozess, die Kommunikation der Gruppenmitglieder
untereinander und die Erarbeitung einer gemeinsamen Wissensbasis im Vordergrund.

Die Ergebnisse am Ende der MalRnahme missen die Grundlage flir weitere Aktivitaten bzw. Handlungsbe-
darfe erkennen lassen.

Die Erhebung und Ubermittlung von Daten, die dem strafbewehrten Schutz des § 203 StGB unterfallen, ins-
besondere Gesundheitsdaten, sind nicht Bestandteil der Malinahme. Sollten sich entsprechende Erkenntnisse
ergeben, sind diese streng vertraulich zu behandeln. Eine Dokumentation und Ubermittlung an den Bedarfs-
trager ist grundsatzlich nicht zugelassen.

Bei Malinahmen, fiir die sowohl mannliche als auch weibliche Teilnehmende vorgesehen sind, ist es sinnvoll,
einzelne MalRnahmeinhalte unter Beriicksichtigung des besonderen Bedarfs von weiblichen Teilnehmenden
in gesonderten Gruppen durchzufiihren.

Berechtigte Teilnehmende sollen fiir die Belegung eines Integrationskurses nach der Integrationskursverord-
nung (IntV) oder weiterer Sprachférderangebote des Bundes, des Landes oder der Kommunen motiviert wer-
den. Der Integrationskurs ist nicht Bestandteil der Malnahme.

B.2.1 Eingangsphase

Ziel der Eingangsphase ist, Fahigkeiten und Fertigkeiten sowie die Motivation der teilnehmenden Person zu
erfassen. Die Eingangsphase stellt somit die Grundlage fir den Aktivierungs- und Integrationsfortschrittsplans
dar.

Im Rahmen der Eingangsphase soll ausgehend von den Beobachtungen und Gesprachsergebnissen ein um-
fassendes Bild iber die beruflich relevanten Fahigkeiten und Fertigkeiten sowie tber die Eingliederungshemm-
nisse und die physische und psychische Belastbarkeit der teilnehmenden Person gewonnen werden.

Es sind insbesondere Erkenntnisse zu folgenden Merkmalen bei der teiinehmenden Person zu erheben:
e  kognitive Merkmale
(z. B. Lernfahigkeit, Konzentration, Arbeitsplanung)
e  soziale Merkmale
(z. B. Teamfahigkeit, Kontaktfahigkeit, Kritikfahigkeit, Motivation)
e  Merkmale der Art der Arbeitsausfiihrung
(z. B. Sorgfalt, Pinktlichkeit, selbststandiges Arbeiten)
e  psychomotorische Merkmale
(z. B. Handgeschick, Feinmotorik)
individuelle Lebenssituation
individuelles Sprachvermdgen der teilnehmenden Person
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e Kulturtechniken, soweit sie berufsbedeutsam sind und entsprechende Informationen hierzu noch nicht
vorliegen sowie Werte- und Normvorstellungen.

Es sollen ausdriicklich keine klassischen Profiling- und Feststellungsverfahren durchgefiihrt werden. Diese
Beobachtungen sind Grundlage fiir die Planung des Aktivierungsprozesses und dessen kontinuierliche Wei-
terentwicklung im Rahmen des Aktivierungs- und Integrationsfortschrittsplanes.

Psychometrische Testverfahren und Persdnlichkeitstests werden nicht verlangt und bei der Angebotsbewer-
tung auch nicht bertcksichtigt. Sollten im Einzelfall Informationen benétigt werden, die nur mit derartigen Ver-
fahren erhoben werden kdnnen, ist der Berufspsychologische Service der Agentur fir Arbeit iber den Bedarfs-
trager einzuschalten.

Den Teilnehmenden ist Gelegenheit zu geben, sich in einzelnen der im Leistungsverzeichnis/Losblatt benann-
ten Berufsfeldern zu erproben.

B.2.2 Handlungsphase

Ziel der Handlungsphase ist, die in der Regel im Rahmen der Eingangsphase durch den Auftragnehmer im
Benehmen mit dem Bedarfstrager festgestellten individuellen Handlungsbedarfe der teilnehmenden Person
umfassend zu bearbeiten. Die Auswahl der Elemente und Férdermodule sowie Durchfiihrung und Abfolge der
MaRnahmeinhalte sind individuell am Férderbedarf der teiinehmenden Person auszurichten.

In der Handlungsphase hat der Auftragnehmer mindestens folgende Elemente mit den dazu gehérenden For-
dermodulen vorzuhalten:
e Heranfuhrung an den Ausbildungs- und Arbeitsmarkt (B.2.2.1)

> Berufsorientierung
> Bewerbungstraining
> Bewerbungscoaching

e Forderung von sozialintegrativen Aktivitaten (B.2.2.2)
e Forderung von arbeitsmarktintegrativen Aktivitaten (B.2.2.3)
e Feststellung, Verringerung und Beseitigung von Vermittiungshemmnissen (B.2.2.4)

> Allgemeiner Grundlagenbereich

> Teile von MalRnahmen bei einem Arbeitgeber (betriebliche Erprobung)
> IT- und Medienkompetenz

> Berufsbezogene Deutschférderung

> Wirtschaftliches Verhalten

Projektbezogene Arbeiten (B.2.2.5)

Erzielung von Integrationsfortschritten (B.2.2.6)
Stabilisierung der Beschaftigungsaufnahme (B.2.2.7)
Gesundheitsorientierung (B.2.2.8)

Die Aufzahlung der Férdermodule erfolgt hier nicht abschlieBend. Der Auftragnehmer hat im Rahmen dieser
MafRnahme auch alternative, zielgerichtete und intensive Unterstiitzungsangebote zu unterbreiten, die auf die
dauerhafte Eingliederung in eine versicherungspflichtige Beschéaftigung im Sinne des § 25 Abs. 1 S.1 SGB Il
bzw. eine betriebliche Ausbildung nach dem Berufsbildungsgesetz (BBiG) bzw. Handwerksordnung (HwO)
gerichtet sind.

B.2.2.1 Heranfiihrung an den Ausbildungs- und Arbeitsmarkt

> Berufsorientierung
Ziel ist es, die Teilnehmenden zu befahigen, ihre persdnlichen Voraussetzungen (Neigung, Eignung und Leis-
tungsfahigkeit) zu den Anforderungen von Berufen und Tatigkeiten ins Verhaltnis zu setzen.

Berufsorientierung umfasst mindestens:

e Informationen zu den in Frage kommenden Ausbildungsberufen sowie beruflichen Tatigkeiten und deren
Anforderungen

e Informationen Uber den regionalen Ausbildungs- und Arbeitsmarkt

o Berlicksichtigung der Interessen, Fahigkeiten, Fertigkeiten der teilnehmenden Person

e Erarbeitung von Entwicklungsperspektiven ggf. auch zur Erlangung eines Ausbildungsabschlusses unter
Berucksichtigung des regionalen Férderangebotes

o Uberprifung der getroffenen Berufswahlentscheidung/Tatigkeitsentscheidung. Dazu gehért auch der Ab-
gleich zwischen den Berufsvorstellungen der teiinehmenden Person und den tatsachlichen Inhalten des
Berufsbildes.

o Entwicklung der Arbeitswelt unter Beriicksichtigung einer fortschreitenden Digitalisierung.
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Grundlegendes Verstandnis Uber die Geschwindigkeit der Veranderungen in den letzten Jahren. Auswir-
kungen auf Wertschépfungsprozesse und Geschaftsmodelle bspw. durch potentiell disruptive Technolo-
gien wie mobiles Internet, Internet der Dinge, Nutzung von Cloud-Technologie, Automatisierung, 3-D-
Druck. Mittelbare und unmittelbare Auswirkungen der Digitalisierung auf die Prozesse der Arbeitsgestal-
tung, der Arbeitsorganisation, die Arbeitsbedingungen und die berufliche Qualifizierung bzw. Weiterbil-
dung.

Information Uiber die geforderten zentralen Kompetenzen der Zukunft bzw. Anforderungen an die Beschaf-
tigten (Digitales Denken, Medienkompetenz, Wissenstransfer, Online-Teamfahigkeit, Interkulturelle Kom-
petenz, Eigenverantwortlichkeit, Veranderungsbereitschaft, u. a.).

Im Rahmen der Berufsorientierung sollen auch Kenntnisse zu dem Ubergeordneten Thema ,Bildungssystem®
vermittelt werden:

o frihkindliche Bildung (Kindertageseinrichtungen als erster Lernort im Bildungssystem)

e schulische Bildung (Grundschule, weiterflihrende Schulen)

e berufliche Bildung (Aus- und Weiterbildung, duales System, Studium etc.)

Den Teilnehmenden ist die Bedeutung der Bildungskette zu verdeutlichen und aufzuzeigen welche Konse-
quenzen das Weglassen eines Bildungsabschnitts zur Folge hat (bspw. Spracherwerb bereits in der Kinder-
tagesstatte, geringe Chancen auf dem Arbeitsmarkt ohne qualifizierte Ausbildung oder berufliche Weiterbil-
dung).

Der Inhalt dieses Bausteins soll nicht nur theoretisch erfolgen, sondern mit Vor-Ort-Besuchen in der Gruppe
(z. B. Betriebsbesuchen) erlebbar sein.

Fur Teilnehmende mit Migrations- oder Fluchthintergrund (vgl. B.1.2) ist dartber hinaus, das deutsche Schul-
und Ausbildungssystem und den gesellschaftlichen Stellenwert der unterschiedlichen Berufe zu vermitteln.
Die Teilnehmenden sind zu befahigen, ihre persénlichen Voraussetzungen (Neigung, Eignung und Leistungs-
fahigkeit) zu den Anforderungen von Berufen und Tatigkeiten ins Verhaltnis zu setzen.

> Bewerbungstraining

Ziel ist es, die Teilnehmenden in die Lage zu versetzen, sich auf dem allgemeinen Ausbildungs- und Arbeits-
markt selbststandig zu bewerben und dabei ihre Starken, Kenntnisse und Fahigkeiten entsprechend darzu-
stellen.

Das Bewerbungstraining umfasst mindestens folgende Punkte:

o Moglichkeiten der Ausbildungsstellen- und Arbeitssuche (z. B. Online-Angebote wie XING, Instagram 0.4.,
Tagespresse)

Starkung der Eigenbemiihungen der Teilnehmenden

Herausarbeiten der bewerbungsrelevanten Starken und Potentiale (inkl. Sozialkompetenz)

Entwicklung von Selbstvermarktungs- und Bewerbungsstrategien

Aktives Bewerbungstraining der einzelnen teilnehmenden Person (dabei grds. Verhaltensregeln, Korper-
sprache, Kommunikationstraining)

Bewerbung per Telefon/E-Mail/Internet, ggf. Erstellen eines digitalen Profils

o Vermittlung der aktuellen Standards zur Erstellung von schriftlichen Bewerbungsunterlagen

e Erstellung eines vollstandigen, individuellen Satzes Bewerbungsunterlagen (inkl. Bewerbungsfoto, soweit
die teilnehmende Person zugestimmt hat) nach den aktuellen Standards, so dass die teilnehmende Per-
son diese selbst je nach Stellenangebot neu erstellen kann

Vorbereitung auf Vorstellungsgesprache und Testverfahren

Prifung der Aktualitdt/Anerkennung etwaiger Zertifizierungen und Qualifikationen

Reflexion bisheriger Aktivitdten im Berufsverlauf

Moglichkeiten der Initiativbewerbung (Inserate, Bewerbung per Internet) aufzeigen und nachverfolgen
Unterstitzung im Umgang mit dem Portal der BA (www.arbeitsagentur.de) und Befahigung zur Nutzung
der Funktionen.

Sollte sich im Verlauf der MalBnahme herausstellen, dass digitale Kompetenzen fehlen, die fiir eine Nut-
zung des Portals der BA (www.arbeitsagentur.de) oder zum selbstandigen Versand von Bewerbungen per
E-Mail oder online erforderlich sind, ist die teiinehmende Person entsprechend zu befahigen.

Dies betrifft insbesondere:
o Befahigung der teilnehmenden Person zur eigenstdndigen Nutzung des Portals der BA (www.ar-
beitsagentur.de)
- EinfGhrung in den Aufbau des Bewerberprofils
- personliche Daten
- Lebenslauf
- Fahigkeiten
- Stellengesuche
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o EinfUhrung in die Moéglichkeit der Stellensuche mit der Hilfe Jobsuche der BA
- Vorstellung der Suchmdglichkeiten
- Funktionsweise Suchassistent
- Funktionsweise der Ergebnisliste
- Kontaktaufnahme zu Arbeitgebern
- Kontaktaufnahme durch den Arbeitgeber
o Einflhrung in die Funktionalitdten des Bewerbungsmanagements der BA.
- Bewerbungsvorlage erstellen
- Bewerbungsmappe erstellen
- Bewerbungen verwalten
o Gemeinsamer Bewerberaccount
- Bewerbungen und Vermittlungsvorschléage online verwalten
- Nutzung der Nachrichtenfunktion.

Den Teilnehmenden ist ein Satz ihrer Bewerbungsunterlagen in Papierform und auf Datentrager (z. B. USB-
Stick) auszuhandigen und dem Bedarfstrager in VerBIS hochzuladen.

Damit die Teilnehmenden eigene aussagefahige Bewerbungsunterlagen erstellen kdnnen, hat der Auftrag-
nehmer Materialien und Medien sowie einschldgige Fachliteratur in angemessenem Umfang und angemesse-
ner Qualitat/Aktualitat bereitzustellen.

> Bewerbungscoaching (Einzelcoaching)

Das Bewerbungscoaching (Einzelcoaching) soll die Eigenbemiihungen der Teilnehmenden unterstiitzen und

mindestens folgende Punkte enthalten:

¢ Analyse des bisherigen Bewerbungsverhaltens und der Bewerbungsunterlagen

Konstruktive und kritische Reflexion bisheriger Aktivitdten der Bewerberin/des Bewerbers

Analyse fehlgeschlagener Bewerbungen und Vorstellungsgesprache

Abklarung des Potentials der Bewerberin/des Bewerbers

Erarbeitung realistischer beruflicher Perspektiven sowie evtl. bestehender alternativer Berufsmdglichkei-

ten

Starkung der Eigeninitiative und Motivation

e Entwicklung und Aktualisierung von Selbstvermarktungsstrategien

e Training des individuellen adaquaten Verhaltens der Bewerberin/des Bewerbers (Aufzeigen von Optimie-
rungsmoglichkeiten hinsichtlich des Kommunikationsverhaltens, des Outfits und der Kérpersprache, der
Gesprachsfihrung mit entsprechender technischer Unterstitzung, etc.).

> Information iiber weitere Online-Angebote der Bundesagentur fiir Arbeit

Die Bundesagentur fur Arbeit bietet ihrer Kundschaft mit einer Vielfalt an Online-Angeboten (u. a. eServices,
Apps und Informationsseiten) die Mdglichkeit ausgewahlte Dienstleistungen auch online zu nutzen.

Der Aufragnehmer hat die Teilnehmenden

Ubergreifend zum Aufbau der Online-Angebote sowie zu ,eServices®, ,BA-mobil-App“ sowie ,Jobsuche* ent-
sprechend zu informieren.

Darlber hinaus hat der Auftragnehmer den Teilnehmenden die Vorteile der eServices der BA zu vermitteln.
Hierfir sind die bereitgestellten Arbeitsmittel unter www.arbeitsagentur.de > Institutionen > Bildungsanbieter
und Bildungstrager > Downloads zu nutzen.

Fur die Ausflihrungen sind insgesamt max. zwei Stunden einzuplanen.

MaRgebliche Inhalte fur Teilnehmende aus dem Rechtskreis SGB I

Der Auftragnehmer erlautert den Teilnehmenden allgemein den Aufbau der BA-Startseite im Internet
(www.arbeitsagentur.de). Dazu z&hlt insbesondere ein grober Uberblick (iber die einzelnen
Informationskacheln und deren Aufbau, Kundenanmeldung am Portal, die Nutzung der Zugangsdaten sowie
die Nutzung des Postfachservice und der Postfachnachrichten.

eServices:

Mit den eServices konnen Kundinnen und Kunden neben der Beantragung von Arbeitslosengeld (Alg) oder
Berufsausbildungsbeihilfe (BAB) weitere eService-Angebote nutzen, unter anderem Anderungen in den Ver-
haltnissen wie Adressanderungen, Arbeitsaufnahmen mitteilen. Der Auftragnehmer gibt den Teilnehmenden
einen Uberblick tiber die eServices und erlautert die damit fiir den Teilnehmenden verbundenen Vorteile. Da-
bei sollen am Beispiel von Veranderungsmitteilungen allgemeine Informationen zu den eServices vermittelt
werden.

Der Auftragnehmer hat die Mdglichkeit, sich unter dem oben genannten Link ber die eServices zu informie-
ren. Diese Funktionalitaten werden laufend angepasst und optimiert.

Der Auftragnehmer hat sich deshalb laufend und insbesondere vor MaRnahmebeginn iber Anderungen der
bereitgestellten Online-Services zu informieren und diese bei der Vermittlung der Inhalte zu bertcksichtigen.
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BA-mobil-App:

Der Auftragnehmer weist die Teilnehmenden auch auf die BA-mobil-App hin und informiert Uber die wichtigs-
ten Funktionalitaten (Postfachfunktion, Terminverwaltung, Stellenvermittiung, Geldleistungen/Antrage, Mittei-
lung von Veranderungen) und die entsprechend damit verbundenen Vorteile anhand des aktuell zur Verfligung
gestellten Klickdummys unter dem oben genannten Link.

Videokommunikation und Beratung

Die Agenturen fir Arbeit bieten Ihren Kundinnen und Kunden die Méglichkeit, personliche Termine mit Ihrer
Agentur fur Arbeit per Video durchzufiihren. Videotermine sind ein zusatzliches Angebot. Der Auftragnehmer
hat die Teilnehmenden Uber dieses Angebot unter Zuhilfenahme des Kundenbooklets ,Mein Videotermin - In
wenigen Schritten zu lhrem Beratungsgesprach® und des Erklarvideos "Videotermin online vereinbaren" zu
informieren. Das Kundenbooklet ist unter dem oben genannten Link (www.arbeitsagentur.de > Institutionen >
Bildungsanbieter und Bildungstrdger > Downloads) und das Erklarvideo auf dem BA Youtube-Kanal
(https://www.youtube.com/@Bundesagentur/videos) zu finden. Diese Funktionalitdten werden laufend ange-
passt und optimiert. Der Auftragnehmer hat sich deshalb laufend und insbesondere vor MaRnahmebeginn
Uber Anderungen des bereitgestellten Online-Angebotes zu informieren und diese bei der Vermittiung der
Inhalte zu berucksichtigen.

MaRgebliche Inhalte fir Teilnehmende aus dem Rechtskreis SGB Il

Der Auftragnehmer erlautert den Teilnehmenden allgemein innerhalb des Portals der BA den Aufbau der
Startseite zu ,Jobcenter.Digital* (www.arbeitsagentur.de/arbeitslos-arbeit-finden/buergergeld). Dazu zahlt
insbesondere ein grober Uberblick Uber die einzelnen Informationskacheln und deren Aufbau,
Kundenanmeldung am Portal, die Nutzung der Zugangsdaten sowie die Nutzung des Postfachservice und der
Postfachnachrichten.

eServices im SGB I

Mit den eServices kdnnen Kundinnen und Kunden jederzeit eine Vielzahl an Jobcenter-Angelegenheiten
selbststandig online erledigen z. B. Postfachnachrichten schreiben, einen Antrag auf Ortsabwesenheit stellen,
Veranderungen mitteilen, Termine vereinbaren per Online-Terminverwaltung (falls diese durch das Jobcenter
genutzt wird) oder Antrage auf Eingliederungsleistungen stellen und bendétigte Unterlagen hochladen.

Der Auftragnehmer gibt den Teilnehmenden einen Uberblick tiber die verfiigbaren eServices. Dabei sollen am
Beispiel von Veranderungsmitteilungen (zu nutzen bei Anderungen in den Verhaltnissen wie Mieterhéhungen
und Arbeitsaufnahmen) allgemeine Informationen zu den eServices vermittelt werden.

Der Auftragnehmer hat die Moglichkeit, sich unter dem oben genannten Link Uber die eServices zu
informieren. Diese Funktionalitdten werden laufend angepasst und optimiert.

Der Auftragnehmer hat sich deshalb laufend und insbesondere vor MaRnahmebeginn tiber Anderungen der
bereitgestellten eServices zu informieren und diese bei der Vermittlung der Inhalte zu beriicksichtigen.

Videokommunikation und Beratung

Manche gemeinsamen Einrichtungen bieten lhren Kundinnen und Kunden die Mdglichkeit, persoénliche Ter-
mine per Video durchzufiihren. Videotermine sind ein zusatzliches Angebot. Der Auftragnehmer hat mit dem
Bedarfstrager zu klaren, ob Videokommunikation vor Ort angeboten wird. In diesem Fall sind die Teilnehmen-
den Uber dieses Angebot unter Zuhilfenahme des Kundenbooklets ,Mein Videotermin - In wenigen Schritten
zu Ihrem Beratungsgesprach® und des Erklarvideos "Videotermin online vereinbaren" zu informieren. Das
Kundenbooklet ist unter dem Pfad www.arbeitsagentur.de > Institutionen > Bildungsanbieter und Bildungstra-
ger > Downloads und das Erklarvideo auf dem BA Youtube-Kanal (https://www.youtube.com/@Bundesagen-
tur/videos) zu finden. Die Funktionalitdten der Videokommunikation werden laufend angepasst und optimiert.
Der Auftragnehmer hat sich deshalb laufend und insbesondere vor Manahmebeginn tiber Anderungen des
bereitgestellten Online-Angebotes zu informieren und diese bei der Vermittlung der Inhalte zu beriicksichtigen.

B.2.2.2 Forderung von sozialintegrativen Aktivitaten

Insbesondere sollen geférdert werden:

e personliche Kompetenzen (u. a. Motivation, Leistungsfahigkeit, aber auch Selbstbild, Selbsteinschat-
zung, Anforderungen durch die zukunftige Arbeitswelt an das Thema ,Lernen)

e soziale Kompetenzen (u. a. Kommunikation, Kooperation/Teamfahigkeit, Konfliktfahigkeit)

¢ methodische Kompetenzen (u. a. Problemlésung, Arbeitsorganisation, Lerntechniken, Einordnung und
Bewertung von Wissen)

o lebenspraktische Fertigkeiten (u. a. Umgang mit Hygiene, Tagesstruktur, Einkauf, Selbstversorgung,
Erscheinungsbild, Aufsuchen von und Umgang mit Behérden, Einrichtungen und Amtern erlernt durch
praktisches Uben)

e Sprachkompetenzen (Férderung und Aktivierung der Sprachkompetenz mit dem Ziel der praktischen
Anwendung der deutschen Sprache im beruflichen Alltag)
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o Kompetenzen zur Nutzung ehrenamtlicher Unterstiitzungsangebote (Aufbau von Kontakten zu ge-
meinnutzigen Integrationsorganisationen, Initiativen, Vereinen und Verbanden)

¢ interkulturelle Kompetenzen
Der Auftragnehmer hat die Teilnehmenden zur Verbesserung der beruflichen Integration Gber interkultu-
relle Kompetenzen zu informieren und entsprechend zu sensibilisieren.

- Positive Haltung bzw. Akzeptanz zur Integration

- Verstandnis und Toleranz fiir sowie Umgang mit anderen Kulturen, Traditionen und Religionen im
Berufsalltag

- Interkulturelle Begegnungen und interkulturelles Konfliktpotential im Berufsleben und Alltag

- Trennung von Staat und Kirche; Bedeutung des Glaubens/der Religionsausibung im Berufsleben
und im Alltag

- Werte und Normen im Berufsleben (u. a. Stellenwert von Berufstatigkeit, Gleichheitsprinzip, Gleich-
berechtigung von Mann und Frau im Berufsleben, Geschlechterrollen im Arbeitsalltag sowie in Ge-
sellschaft und Familie)

- Rechte und Pflichten der Arbeitnehmerin/des Arbeitnehmers/Arbeitgebers (u. a. Plnktlichkeit, Zu-
verlassigkeit, Informationen/Nachweis bei Krankheit bzw. Fehlzeiten, Beantragung von Urlaub, Wei-
sungsrecht des Arbeitgebers)

- Vermittlungsrelevante Befahigung der Eltern zu Erziehungsarbeit (bspw. Rechte der Kinder, Erzie-
hung als Aufgabe beider Elternteile)

¢ Grine Kompetenzen (z. B. Abfallvermeidung oder Verwertung bzw. werterhaltende Wiederaufarbeitung,

Energieeffizienz und Umweltbewusstsein)

o Diversitatskompetenzen (z. B. Verstandnis und Toleranz fir Inklusion und das Leben mit Behinderun-
gen)

e Selbstlernkompetenzen (z. B. Lernbereitschaft, insbesondere im Hinblick auf die veranderten Anforde-
rungen der Arbeitswelt 4.0 und den damit verbundenen Entwicklungen im Bereich Informationsgewinnung
und -verarbeitung).

B.2.2.3 Forderung von arbeitsmarktintegrativen Aktivitaten

Insbesondere sollen geférdert werden:

e oOrtliche Mobilitat
Mobilitat erhéhen (z. B. Nutzung éffentlicher Verkehrsmittel durch praktisches Uben und Aufzeigen der
Nahverkehrsstruktur; Organisation von Fahrgemeinschaften)

¢ vermittlungsrelevante Wohnsituation
Bei Bedarf Unterstlitzung durch Aufzeigen von Suchstrategien nach adaquatem Wohnraum; Hinweis auf
Beratungsstellen

e vermittlungsrelevante familidre Situation
familiare Situation stabilisieren (z. B. Aufzeigen und Unterstlitzung bei der Organisation von Betreuungs-
moglichkeiten fur Kinder und pflegebeddrftige Angehdrige sowie bei Bedarf Unterstitzung der Bemuhun-
gen; Hinweis auf Beratungsstellen)

¢ vermittlungsrelevante finanzielle Situation
finanzielle Situation stabilisieren (z. B. Aufzeigen von Beratungsmdglichkeiten, Schuldnerpravention und
bei Bedarf Unterstiitzung der Bemiihungen; Hinweis auf Beratungsstellen)

e Arbeits- und Sozialverhalten
Tagesstruktur herstellen; Arbeits- und Sozialverhalten starken, Anleitung fur eine eigenstéandige Lebens-
fuhrung

o sozialversicherungsrechtliche Kompetenzen
Informationen zur deutschen Kranken-, Pflege-, Renten-, Arbeitslosenversicherung

Bei der Umsetzung der sozialintegrativen und arbeitsmarktintegrativen Aktivitadten wird empfohlen, Fachdo-
zentinnen/Fachdozenten, Expertinnen/Experten, Referentinnen/Referenten von entsprechenden Stellen,
Fachdiensten und Einrichtungen fur die MalRnahme zu gewinnen.

B.2.2.4 Feststellung, Verringerung und Beseitigung von Vermittlungshemmnissen

> Allgemeiner Grundlagenbereich
Ziel ist die Verbesserung der bildungsmaRigen Voraussetzungen, die fir weitergehende Qualifizierungs-/Mal3-
nahmeangebote sowie die Aufnahme einer Ausbildung/Beschaftigung erforderlich sind.

Diese Fordereinheit umfasst sowohl allgemeinbildende (Vermittlung und Festigung der Kulturtechniken) als
auch berufsfeldbezogene Themengebiete und ist handlungsorientiert auszurichten.

Diese Inhalte sind entweder in Blockform oder parallel zu den anderen Modulen bedarfsgerecht fir jede teil-
nehmende Person anzubieten. Dabei ist die personliche Betreuung aller Teilnehmenden durchgehend sicher-
zustellen.
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> Teile von MaBnahmen bei einem Arbeitgeber (betriebliche Erprobung)

Ziel ist die Vorbereitung der Teilnehmenden auf den Berufsalltag mit den spezifischen Bedingungen, die u. a.
mit der Produktion und der Auftragsarbeit in Betrieben verbunden sind und die Anwendung, Uberpriifung und
Vertiefung der beim Bildungstrager festgestellten bzw. erworbenen Kenntnisse und Fertigkeiten in der betrieb-
lichen Praxis. Daneben soll Betrieben die Mdglichkeit gegeben werden, sich von der Eignung der Teilnehmen-
den zu Uberzeugen, sie intensiv kennen zu lernen, um ggf. eine Eingliederung in Arbeit zu erreichen.

Die Teilnehmenden sollen Praxisfelder von Berufen, betriebliche Arbeitsbedingungen, Kontakt zu Kundinnen
und Kunden und Mitarbeiterinnen/Mitarbeitern sowie Technologien und Arbeitsfelder kennenlernen. Sie erhal-
ten die Moglichkeit, sich unter realen Bedingungen zu erproben und Neues dazuzulernen und die ggf. erwor-
benen Deutschkenntnisse anzuwenden.

Die betriebliche Erprobung bei einem Arbeitgeber kann bis zu sechs Wochen betragen.
Die Durchflihrung ist fur eine teilnehmende Person bei mehreren Arbeitgebern jeweils bis zu sechs Wochen
moglich.

Die betriebliche Erprobung bei einem Arbeitgeber fir

e Langzeitarbeitslose i. S. d. § 18 SGB Il oder

e erwerbsfahige Leistungsberechtigte, deren berufliche Eingliederung auf Grund von schwerwiegenden

Vermittlungshemmnissen besonders erschwert ist

betragt bis zu zwolf Wochen.
Die Entscheidung, ob eine teilnehmende Person zu diesem Personenkreis zahlt, erfolgt durch den Bedarfs-
trager. Mit der Zuweisung/dem Malnahmeangebot der teilnehmenden Person wird der Auftragnehmer dar-
Uber informiert.

Es ist grundséatzlich von einer Dauer von funf Arbeitstagen unter Beachtung der arbeitsrechtlichen und tarif-
rechtlichen Vorschriften je Woche auszugehen. Bei branchen- bzw. betriebstblicher Besonderheit kann diese
abweichen.

Die Inhalte der betrieblichen Erprobung beziehen sich auf die vorhergehenden Modulinhalte und sind auf sie
abzustimmen.

Der Auftragnehmer akquiriert die entsprechenden betrieblichen Moéglichkeiten und Gbernimmt die Gewahrleis-
tung fir die ordnungsgemafe Durchfiihrung. Hierzu gehdren insbesondere angemessene Arbeitsbedingun-
gen, die Sicherstellung der Betreuung und Beaufsichtigung der teilnehmenden Person wahrend der betriebli-
chen Erprobung sowie eine individuelle Vor- und Nachbereitung.

Ubungseinrichtungen wie Ubungsfirmen oder -werkstéatten diirfen dabei nicht anstelle der betrieblichen Erpro-
bung herangezogen werden. Ist eine Akquise nicht mdglich, ist dies im teilnahmebezogenen Bericht gegen-
Uber dem Bedarfstrager zu begriinden.

MaRnahmeteile bei einem Zeitarbeitsunternehmen sind nur dann zulassig, wenn sie nicht beim Entleiher er-
folgen. Die Durchflihrung beim Arbeitgeber darf nicht dazu genutzt werden, urlaubs- oder krankheitsbedingte
Ausfalle oder betriebliche Spitzenbelastungen aufzufangen.

Die fachliche Anleitung der Teilnehmenden ist durch den Betrieb sicherzustellen, der eine verantwortliche
Mitarbeiterin/einen verantwortlichen Mitarbeiter zu bestimmen hat. Dem Auftragnehmer obliegt weiterhin die
Betreuung der Teilnehmenden, der hierfiir ebenfalls eine verantwortliche Mitarbeiterin/einen verantwortlichen
Mitarbeiter zu benennen hat. Von dem im Leistungsverzeichnis/Losblatt vorgegebenen Malinahmeort (Erlau-
terungen siehe B.1.5 — MalRnahmeort) kann fir die Durchfiihrung von MaRnahmen bei einem Arbeitgeber
abgewichen werden. Die Arbeitgeber missen grundséatzlich vom Wohnsitz der teiinehmenden Person im Rah-
men der Zumutbarkeitsregelungen des § 10 SGB Il erreichbar sein (Tagespendelbereich).

Zwischen Auftragnehmer, Betrieb und teilnehmender Person ist vor Beginn eine Vereinbarung abzuschlieRen
(siehe Muster unter www.arbeitsagentur.de > Institutionen > Ausschreibungen fiir Arbeitsmarktdienstleistun-
gen > Vordrucke fur die Vertragsausfihrung "Standard" > Bereich "Aktivierung/berufliche Eingliederung").
Die Ergebnisse der betrieblichen Erprobung sind in Form einer aussagefdhigen Bescheinigung durch den
Auftragnehmer vorzubereiten und durch den Betrieb gegenzuzeichnen.

> IT-und Medienkompetenz

Die Entwicklung der Arbeitswelt stellt zunehmend hohe Anforderungen an die Kompetenzen von Lernenden.
Digitale Kompetenz, Eigenverantwortlichkeit und Teamkompetenz im Sinne von sozialem und kollaborativem
Lernen sind Anforderungen, die zukinftig immer mehr Raum einnehmen. Die Teilnehmenden sollen unter
Berucksichtigung der genannten Anforderungen in die Lage versetzt werden, sich den verandernden Anfor-
derungen der Arbeitswelt im Rahmen der Digitalisierung 4.0 bewusst zu werden bzw. sich zu 6ffnen. Die Teil-
nehmenden sind in die Lage zu versetzen, Medien (insbesondere Internet, Printmedien) zielgerichtet zu nut-
zen und die gewonnenen Informationen bewerten zu kénnen.
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Den Teilnehmenden wird darUber hinaus die Einsicht vermittelt, dass sie Uber die individuelle Entwicklung
ihrer Bildungsfahigkeiten eine aktive Rolle in ihrem zukiinftigen Arbeitsleben einnehmen kénnen. Damit wer-
den sie befahigt sich zuklinftigen Veranderungen auf dem Arbeitsmarkt bzw. an ihrem Arbeitsplatz zu stellen
und auf die Anforderungen im Rahmen der Arbeitswelt 4.0 vorzubereiten um sich nachhaltig in den Arbeits-
markt einzugliedern.

Medienkompetenz umfasst mindestens:

e Berufs- bzw. vermittlungsbezogene Nutzung von visuellen, audiovisuellen und Printmedien

¢ Vermittlung von Handlungskompetenzen im Hinblick auf die Berufsorientierung, die Eingliederung in Arbeit
und Ausbildung sowie auf die Bewaltigung lebenspraktischer Anforderungen

¢ Nutzung des Portals der BA, einschlielich der Erstellung und Pflege des eigenen Bewerberprofils sowie
die aktive Suche nach Ausbildungs- und Beschéaftigungsmaglichkeiten

¢ Nutzung einer breiten Medienvielfalt (z. B. Internet, Wikis, Mind Maps, Apps) ist dabei Bestandteil des
Lernprozesses

Darlber hinaus wird den Teilnehmenden wahrend der MalRnahme die Mdglichkeit gegeben,

e die Entwicklung der Arbeitswelt in den letzten Jahrzehnten sowie deren ziigig fortschreitenden Verande-
rungen durch die Digitalisierung in den letzten Jahren kennen zu lernen,

e sich der veranderten beruflichen und gesellschaftlichen Anforderungen durch die Digitalisierung bewusst
zu werden,

e ihr bisheriges Lernverhalten im Rahmen der Anforderungen an Digitalisierung zu reflektieren,

e Bereitschaft aufzubauen um unterstiitzende Wege anzunehmen und die Anforderungen an die sich ver-
andernde Arbeitswelt anzunehmen,

e grundlegende und erweiterte Kenntnisse im IT-Bereich insbesondere zu neuen Medien und IT-Arbeits-
mitteln (Tablett, Smartphone, Nutzung von Kameras zur Telefonie als Beispiel Skype etc.) zu erwerben

e grundlegende und erweiterte Kenntnisse von sozialen Medien zu erwerben (Definition und Eingrenzung
von sozialen Netzwerken, Rechtliche Aspekte, Sicherheit)

¢ Smartphones und Tablets unter Berticksichtigung berufsfachlicher Aspekte nutzen zu lernen.

Im Rahmen der Mallnahme kdnnen regional bestehende Angebote FabLab/OpenlLab (engl. fabrication labo-
ratory — Fabrikationslabor) genutzt werden. Die Durchfiihrung liegt im Verantwortungsbereich des Auftragneh-
mers und ist von diesem inklusive der individuellen Vor- und Nacharbeit zu begleiten.

Von dem im Leistungsverzeichnis/Losblatt vorgegebenen MalRnahmeort (Erlduterungen siehe B.1.5 — Mal}-
nahmeort) kann fur die Durchflihrung von diesen MafRnahmeteilen abgewichen werden.

Die Nutzung dieser kostenneutralen Angebote ist Bestandteil der Malinahme, dabei hat der Auftragnehmer
die Gewahrleistung fir die ordnungsgemafe Durchflihrung zu tbernehmen.

» Wirtschaftliches Verhalten

Bei den Teilnehmenden ist in Einzelgesprachen Sensibilitdt und Bereitschaft zu wecken, um eigene finanzielle

Ressourcen sinnvoll und wirtschaftlich einzusetzen sofern die teilnehmende Person damit einverstanden ist.

Hierzu gehdren unter anderem folgende Themenstellungen:

e Transparenz uber individuelle Situation schaffen, Wiinsche und Ziele thematisieren (i. d. R. bei finanzieller
Unabhangigkeit).

e Moglichkeiten zur Erhéhung der Einnahmen/Verringerung der Ausgaben aufzeigen (Haushalts- und Bud-
getberatung).

e Umgang mit knappen Ressourcen (Haushaltsplanung, Versicherungen, Kontofuhrung, Handyvertrag,
Sparpotentiale)

e Beitrag zur Schuldenpravention leisten.

e Informationen Uber regionale Beratungseinrichtungen und Motivation zur Inanspruchnahme.

Eine Schuldnerberatung i. S. d. § 16 a SGB Il darf nicht durchgefuhrt werden.

Hinweise zum Datenschutz:

Im Rahmen der allgemeinen Information zur Schuldenpravention durch den Auftragnehmer diirfen keine per-
sonenbezogenen Daten erhoben werden. Die Informationen sollen sich daher auf allgemeine Sachverhalte
erstrecken, die zum Erkennen von personlichen Risikofaktoren und Belastungen erforderlich sind.

B.2.2.5 Projektbezogene Arbeiten
In den im unten angegebenen Berufsfeldern missen projektbezogene Arbeiten ohne zertifizierte Qualifizie-

rungsinhalte ermdglicht werden. Zusétzlich sind projektbezogene Arbeiten optional in weiteren Berufsfeldern
zugelassen.
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Durch die Einbindung der Teilnehmenden in projektbezogene Arbeiten sollen die Teilnehmenden

o fachtheoretische und fachpraktische Kenntnisse erproben oder

e im niedrigschwelligen Bereich aktiviert und an das Ausbildungs- und Beschéaftigungssystem bzw. an wei-
terfihrende Qualifizierungsangebote herangefihrt werden.

Ein Projekt ist ein zielgerichtetes, fur die jeweilige teilnehmende Person einmaliges Vorhaben, das aus einem
Satz von abgestimmten, gelenkten Tatigkeiten mit Anfangs- und Endtermin besteht und durchgefuhrt wird.
Diese Projekte sollen durch kreative Anséatze in den nachfolgenden vier Férder- und Lernbereichen

e die Forderung der Schlisselqualifikationen

o das Kennenlernen praktischer Tatigkeiten

o die Vermittlung theoretischer Inhalte und

e die Aufarbeitung schulischer Defizite

ermdglichen.

Die projektbezogene praktische Erprobung kann interdisziplinar in drei Ausrichtungen erfolgen:
* Upcycling — Handwerk (Holz, Farbe, Metall, Textil)

* Natur- und Umwelt

« dienstleistungsorientiert - Berufsfeld IT-Medien

Klassische Methoden der Kenntnisvermittlung sind hier ausdrticklich nicht gefordert.

Daruber hinaus kénnen unter Berlicksichtigung der individuellen Interessenslagen der Teilnehmer weitere
Projektansatze entwickelt werden. Ziel ist dabei, dass die Teilnehmer am Ende des Projektes ein Erfolgserle-
ben empfinden, mdglichst auch durch AuRenwirkung des Projektes positives Feedback erhalten.

Es sind Projektanséatze aus den Bereichen Medien, Umwelt mit Outdoorcharakter (Thema Ressourcen und
Klima) sowie Upcycling (moglich in Kooperation mit Verbanden, Vereinen, 6ffentlichen Einrichtungen) durch-
gehend vorzuhalten, die den unterschiedlichen Interessenslagen der Zielgruppe entsprechen. Den Teilneh-
menden sind alle Projektansatze bedarfsgerecht zu ermdglichen. Diese Projektansatze werden durch den
Bedarfstrager nicht vorgegeben, sondern vom Auftragnehmer entwickelt und bei Angebotsabgabe im Rah-
men der konzeptionellen Beschreibung dargelegt. Uber diese Mindestvorgabe hinaus kénnen unter Berlick-
sichtigung der individuellen Interessenslagen der Teilnehmenden und der MalBnahmeziele weitere Projekt-
ansatze durch den Auftragnehmer entwickelt werden. Ziel ist dabei, dass die Teilnehmenden am Ende des
Projektes ein Erfolgserleben empfinden und maéglichst auch durch AuBenwirkung des Projektesein positives
Feedback erfahren.

Der Auftragnehmer hat sicher zu stellen, dass fur die Laufzeit der jeweiligen Projekte insgesamt drei Tablets
oder Smartphones gemafl dem aktuellen Stand der Technik zur Verfiigung stehen. Den Teilnehmenden sol-
len zusatzlich die Mdglichkeit haben, gegebenenfalls vorhandene eigene Smartphones und Tablets in der
Projektarbeit zu nutzen.

Zur Durchfiihrung von Projekten kénnen Projektteams gebildet werden.
B.2.2.6 Erzielung von Integrationsfortschritten

Der Auftragnehmer hat wahrend der gesamten Handlungsphase unter Bertcksichtigung der individuellen
Kenntnisse, Fertigkeiten und Interessen der teilnehmenden Person Vermittlungs-/Integrationsbemiihungen
durchzufiihren sowie deren Eigenbemiihungen aktiv zu unterstiitzen und zu dokumentieren.

Definition und Nachweis des erfolgreichen Integrationsfortschritts

Ein erfolgreicher Integrationsfortschritt liegt vor, wenn eine teilnehmende Person und Arbeitgeber im Zeitraum
der im Zuweisungsbescheid/Angebotsschreiben genannten individuellen Teilnahmedauer entsprechend den
Forderzielen | bis IV

e einen Arbeits- bzw. Ausbildungsvertrag abgeschlossen haben (Tag des Vertragsabschlusses) oder

e eine verbindliche Einstellungszusage vorliegt (Tag der Zusage) und

das begriindete Beschaftigungsverhaltnis mindestens drei Monate ununterbrochen ausgelibt wird. Deshalb ist
es notwendig, dass die Betreuung der teilnehmenden Person durch den Auftragnehmer auch nach Abschluss
des Arbeitsvertrages bis zur Beschaftigungsaufnahme fortgefiihrt wird. Zeiten ohne Arbeitsentgelt zahlen als
unschadliche Unterbrechung, verlangern jedoch den Drei-Monatszeitraum.

Der erfolgreiche Integrationsfortschritt fir die Férderziele | bis 11l wird dem Auftragnehmer vergltet — ebenso
die erreichte Stabilisierung dieser Integrationsfortschritte.

Forderziel I:
Ein erfolgreicher Integrationsfortschritt liegt vor, wenn eine teilnehmende Person
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e eine mindestens 30 Stunden wdchentlich umfassende versicherungspflichtige Beschaftigung nach dem
SGB Il auf dem ersten Arbeitsmarkt aufnimmt oder

e in eine Berufsausbildung nach dem Berufsbildungsgesetz (BBiG) bzw. Handwerksordnung (HWO) oder
eine schulische Ausbildung:
(1) als Pflegefachfrau/-mann nach dem PFIBG
(2) Pflegeassistentin/Pflegeassistent (Pflegeassistenzberufe-Ausbildungsverordnung — PA-PFA-AV)
(3) als Erzieherin/Erzieher nach APO-BK
einmindet oder

¢ in eine betriebliche Einzelumschulung einmiindet.

und mindestens drei Monate ununterbrochen ausgeibt hat.

Forderziel II:

Fir eine teilinehmende Person wird ein Integrationsfortschritt erreicht, wenn sie eine mehr als 20 Stunden
wochentlich umfassende versicherungspflichtige Beschaftigung nach dem SGB IIl auf dem ersten Arbeits-
markt mindestens drei Monate ununterbrochen ausgelbt hat.

Forderziel lll:

Fur eine teilnehmende Person wird ein Integrationsfortschritt erreicht, wenn sie eine mindestens 15 Stunden
waochentlich umfassende versicherungspflichtige Beschaftigung nach dem SGB IIl auf dem ersten Arbeits-
markt mindestens drei Monate ununterbrochen ausgelbt hat.

Forderziel IV:

Fur eine teilnehmende Person kann ein Integrationsfortschritt auch eine Eingliederung in eine

e versicherungsfreie Beschaftigung nach § 27 SGB Il - insbesondere geringflgig Beschaftigte,
e berufsvorbereitende BildungsmaRnahme,

e in ein auBerbetriebliches Ausbildungsverhaltnis oder

e sonstige FbW-MalRnahme nach § 81ff. SGB Il

sein.

Eine gesonderte Vergutung bei Erreichen des Forderzieles IV erfolgt nicht.

Nicht vergutet werden Eintritte:

e in ein Beschaftigungsverhaltnis, das nicht den gesetzlichen Bestimmungen entspricht oder gegen die gu-
ten Sitten verstof3t. In diesem Zusammenhang ist auch das Mindestlohngesetz zu beachten,

¢ in ein Beschaftigungsverhaltnis, das von vornherein auf eine Dauer von weniger als drei Monaten begrenzt
ist,

¢ in ein Beschaftigungsverhaltnis, welches bei einem friiheren Arbeitgeber begrindet wird, bei dem die teil-

nehmende Person wahrend der letzten vier Jahre vor Aufnahme der Beschaftigung mehr als drei Monate

lang versicherungspflichtig beschaftigt war; dies gilt nicht, wenn es sich um die befristete Beschaftigung

besonders betroffener schwerbehinderter Menschen handelt,

in ein aulierbetriebliches Ausbildungsverhaltnis,

in eine versicherungsfreie Beschaftigung nach § 27 SGB I,

in ein Arbeitsverhaltnis bei einem Arbeitgeber in der Schweiz (innerstaatliche Regelungen der Schweiz),

in einen Mini-Job nach § 8 SGB 1V,

in den Bundesfreiwilligendienst,

in ein Freiwilliges Soziales Jahr (FSJ),

in ein Freiwilliges Okologisches Jahr (FOJ),

in eine Arbeitsgelegenheit nach dem SGB I,

in ein Beschaftigungsverhaltnis, das im Rahmen des § 16e SGB |l oder § 16i SGB Il geférdert wird,

in ein Beschaftigungsverhaltnis der teiinehmenden Person beim Auftragnehmer selbst oder im Tochter-

/Mutter- Schwesterunternehmen (Legaldefinition § 290 Abs. 1 HGB),

e in ein Beschaftigungsverhaltnis bei einem Arbeitgeber, mit dem der Auftragnehmer rechtlich, wirtschaftlich
oder personlich verflochten ist.

Der Auftragnehmer hat den Nachweis Gber den Integrationsfortschritt gemaR den Vertragsbedingungen zu
fihren.

Zur Abrechnung der Vergitung fir den Integrationsfortschritt hat der Auftragnehmer den Vordruck NRW_F.13
einschlieBlich der Beschaftigungsbestatigung des Arbeitgebers, hilfsweise der Erklarung der teilnehmenden
Person vorzulegen.

Das Einldsen eines Aktivierungs- und Vermittlungsgutscheines durch den Auftragnehmer selbst oder im Toch-
ter-/Mutterunternehmen (Legaldefinition § 290 Abs. 1 HGB) fiir einen im Rahmen der MaRnahme eingeglie-
derten teilnehmenden Person ist nicht méglich.
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Wird der unmittelbare Eingliederungserfolg der teilnehmenden Person durch einen privaten Arbeitsvermittler
herbeigeflhrt und erhalt dieser durch das Einlésen des Aktivierungs- und Vermittlungsgutscheins eine Ver-
mittlungsvergutung, wird die Vergutung fur den Integrationsfortschritt um 50 % gekurzt. Auch hier wird der
Arbeitgeber mit dem Vordruck NRW_F.13 gefragt, ob die Beschaftigungsaufnahme der teilinehmenden Person
durch die Vermittlungstatigkeit eines privaten Arbeitsvermittlers zustande gekommen ist. Die Minderung wird
nur vorgenommen, wenn die Vermittlungsvergitung des Aktivierungs- und Vermittlungsgutscheins tatsachlich
durch den Bedarfstrager gezahlt wird.

Versicherungspflichtige Beschaftigung
Versicherungspflichtig sind Personen, die gegen Arbeitsentgelt oder zu ihrer Berufsausbildung beschaftigt
(versicherungspflichtige Beschaftigung) sind (§ 25 Abs. 1. S. 1 SGB IlI).

Versicherungspflichtige Beschaftigungen mit einer Arbeitszeit von mindestens 15 Stunden wdchentlich in ei-
nem anderen Mitgliedsstaat der Europaischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des Abkommens Uber
den Europaischen Wirtschaftsraum sind den versicherungspflichtigen Beschaftigungen nach § 25 Abs. 1 S. 1
SGB Il gleichgestellt.

B.2.2.7 Stabilisierung der Beschiftigungsaufnahme

Der Auftragnehmer hat wahrend der ersten sechs Monate nach Aufnahme einer Beschaftigung durch die teil-
nehmende Person eine Nachbetreuung zur Stabilisierung der vermittelten Beschaftigung durchzufthren.
Diese konzentriert sich insbesondere auf die Begleitung und die Konfliktintervention sowie den Motivationser-
halt, um Beschaftigungsabbriiche zu verhindern. Die nachgehende Betreuung setzt voraus, dass die teilneh-
mende Person einverstanden ist und der eventuell notwendigen Kontaktaufnahme mit ihrem Arbeitgeber zu-
stimmt. Es handelt sich um eine Unterstitzungsleistung fir die teilnehmende Person, die aktiv zu unterbreiten
ist. Die Aktivitaten wahrend der Stabilisierungsphase sind zu dokumentieren.

Fur die in der MaRnahme erfolgreich vermittelten Teilnehmenden ist die Stabilisierung durch den Auftragneh-
mer zu leisten und mit der Verglitung fir den Integrationsfortschritt abgegolten.

Die Stabilisierung findet i. d. R. in den Raumlichkeiten des Auftragnehmers, im Beschaftigungsbetrieb oder,
wenn notwendig, bei der teiinehmenden Person statt. Voraussetzung fiir eine erfolgreiche Betreuung ist ins-
besondere die enge Zusammenarbeit mit den Beschaftigungsbetrieben.

Die Forderung erfolgt individuell und orientiert sich an den Problemlagen der teilnehmenden Person und an
den tatsachlichen Anforderungen des Beschaftigungsbetriebes.

B.2.2.8 Gesundheitsorientierung

Ziel ist die Sensibilisierung und Motivation der Teilnehmenden fiir eine gesundheitsbewusste Lebensfiihrung,
die ihre Eingliederungsfahigkeit erhoht.

Der Auftragnehmer hat zur Erhéhung der Eingliederungsfahigkeit der Teilnehmenden diese fiir eine gesund-
heitsbewusste Lebensflihrung zu sensibilisieren und zu motivieren. Die Teilnehmenden sollen motiviert wer-
den, die neu erworbenen Erfahrungen auf im Haushalt lebende Familienmitglieder zu Ubertragen.
Zielsetzung ist es zudem, einen Zusammenhang zwischen Beschaftigungsfahigkeit und Gesundheit herzu-
stellen und zu vermitteln.

Die Gesundheitsorientierung findet ausschlief3lich in der Gruppe statt und beinhaltet Informationen zu:
e Stressbewaltigung
Bewegung
Gesunde Ernahrung
Umgang mit eigenem Konsumverhalten
Umgang mit sich selbst (Selbstmanagement)
Gefahren fiir die Psyche durch die Digitalisierung (Cybermobbing, Warnsignale, Schutz und Hilfe,
Problem der stédndigen Erreichbarkeit)

Die oben beschriebenen Inhalte durfen die Leistungen zur primaren Pravention der Krankenkassen nach § 20
SGB V sowie die kommunalen Eingliederungsleistungen nach § 16a SGB Il (psychosoziale Betreuung sowie
Suchtberatung) nicht ersetzen.

Der Auftragnehmer soll die Méglichkeit der lokalen Vernetzung und Kooperation nutzen, z. B. mit Krankenkas-
sen und Verbanden. Die Gesundheitsorientierung ist als regelmafRiges Angebot Uber die gesamte Laufzeit der
MafRnahme vorzuhalten. Die Umsetzung der Gesundheitsorientierung liegt in der Gestaltungsfreiheit des Auf-
tragnehmers.
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Sofern im Leistungsverzeichnis/Losblatt das Element ausgewahlt wurde, darf der maximale zeitliche Umfang
bezogen auf die jeweilige individuelle MalRnahmedauer 20 % nicht tberschreiten.

Hinweise zum Datenschutz:

Im Rahmen der gesundheitsorientierten Unterweisung durch den Auftragnehmer diirfen keine gesundheitsbe-
zogenen personlichen Daten (z. B. arztliche Diagnosen) erhoben werden. Die Informationen sollen sich daher
auf Sachverhalte erstrecken, die zum Erkennen von personlichen Risikofaktoren und Belastungen erforderlich
sind, die auf Dauer die Erwerbsfahigkeit mindern kénnen. Ein Austausch/eine Ubermittlung gesundheitsbezo-
gener Daten mit dem Auftraggeber bzw. sonstigen Dritten ist nicht gestattet.

B.2.3 Sozialpddagogische Begleitung

Ziel ist die sozialintegrative Begleitung der Teilnehmenden, um eine Heranfihrung und Eingliederung in das
Ausbildungs- und Beschaftigungssystem zu erreichen.

Dies beinhaltet die Bewaltigung von individuellen Eingliederungshemmnissen der teilnehmenden Person
durch Herstellung der individuellen Grundstabilitat bei Problemlagen sowie die Herstellung eines positiven
Lern- und Arbeitsverhaltens der Teilnehmenden insbesondere durch die Entwicklung und Férderung von
Schliisselkompetenzen, durch personliches Coaching ggf. unter Einbeziehung des gesamten familiaren Um-
feldes.

Das Einverstandnis der teilnehmenden Person zu Form, Inhalt und Ort der individuellen sozialpadagogischen
Begleitung muss vorliegen. Das Einverstandnis kann von der teiinehmenden Person gegeniiber dem Bedarfs-
trager jederzeit mit Wirkung fur die Zukunft widerrufen werden. Sofern die teilinehmende Person nicht einwilligt,
ist dies zu dokumentieren.

Die sozialpadagogische Begleitung ist am individuellen Bedarf der teiinehmenden Person orientiert und um-

fasst mindestens folgende Handlungsansatze:

e  Sicherstellung des Zusammenwirkens der verschiedenen Akteure in der MalRnahme

o  Koordinierung der Forderverlaufe (die sozialpadagogische Fachkraft plant, fordert, organisiert, koordi-
niert, begleitet und dokumentiert kontinuierlich individuelle Férderverlaufe)

o  Kooperation mit den Tragern, die die kommunalen Leistungen nach § 16a SGB Il anbieten (nur fur Teil-
nehmende aus dem Rechtskreis SGB II)

e Aufbau von verlasslichen Beziehungsstrukturen

o  Entwicklung einer Lebens- und Berufsperspektive

o  Entwicklungsférdernde Beratung und Einzelfallhilfe bei Problemlagen (z. B. Alltagshilfen, Kriseninterven-
tion, Unterstutzung bei der Vereinbarkeit von Familie und Beruf, Integrationshilfen)

e  Verhaltenstraining

e  Zusammenarbeit mit dem in der Ma3nahme eingesetzten Personal

e regelmaRige Sprechstundenangebote

e  Erstellen und Fortschreiben des Aktivierungs- und Integrationsfortschrittsplanes in Absprache mit den

Teilnehmenden und den in der Mallnhahme eingesetzten Kontaktpersonen

e  Abstimmung der Inhalte des Aktivierungs- und Integrationsfortschrittsplanes mit der teilnehmenden Per-
son (Inhalt, Zeitpunkt und Teilnehmende am Gesprach sind zu dokumentieren und der teilnehmenden
Person im Original auszuhandigen)

e  Abschluss, Nachhaltung sowie Dokumentation von Zielvereinbarungen mit den Teilnehmenden

e  Zusammenarbeit mit Dritten bzw. Kooperation mit relevanten Netzwerkpartnern (z. B. IHK, HWK, Q-
Netzwerk, regionale Anerkennungsberatungsstellen, Sucht- und Schuldnerberatung)

e Hilfestellung bei der Beantragung von Sozialleistungen.

Die sozialpadagogische Begleitung der Teilnehmenden ist bedarfsorientiert wahrend der gesamten Mal-
nahme einzusetzen und hat neben dem personlichen auch den sozialen und/oder familiaren Kontext zu be-
ricksichtigen. Hierbei ist ein besonderer Schwerpunkt darauf zu legen, drohende MaRnahmeabbriche frih-
zeitig zu erkennen und durch gezielte Angebote weitestgehend zu vermeiden.

Zur Aktivierung und Begleitung der Teilnehmenden sind auch anlassbezogen (insbesondere bei mehrmaligem
Nichterscheinen) Hausbesuche einzusetzen. Ein Betreten der Wohnung setzt jedoch stets die Einwilligung der
teilnehmenden Person voraus.

Diese Hausbesuche sind nicht im Sinne des § 6 Abs. 1 Satz 2 SGB Il zu verstehen. Sie dienen ausschliellich
der sozialintegrativen Betreuung der Teilnehmenden.

B.2.4 Jobcoaching

Die Aufgabe des Jobcoaches liegt in der erfolgreichen Integration der Teilnehmenden in den Ausbildungs-
/Arbeitsmarkt, in der Einleitung der flr die Integration notwendigen Qualifizierungen und in der Stabilisierung
der Teilnehmenden. Den Teilnehmenden sind passgenaue Integrationsvorschlage initiativ zu unterbreiten.
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Zu den Aufgaben des Jobcoaches gehéren dabei z. B.:

e Informationen zum Arbeitsmarkt sowie Uberblick tiber den aktuellen Arbeitsmarkt in der Region sowie
Ausblick auf kiinftige Entwicklungen. Arbeitsbedingungen und Anforderungen sind im Uberblick darzu-
stellen— insbesondere auch mit Blick auf die technischen Entwicklungen vor dem Hintergrund der Arbeits-
welt 4.0

e  Akquirieren von Stellen fiir eine betriebliche Erprobung

e  Begleitung wahrend der betrieblichen Erprobung

o umfassende Unterstiitzung der Teilnehmenden bei ihren Bewerbungsaktivitaten (siehe Modul Bewer-
bungscoaching)

e friihzeitige Planung und Begleitung des Ubergangs in weiterfiihrende Qualifizierungsangebote bzw. so-
zialversicherungspflichtige Beschéaftigung. Basisinformationen Uber Verhaltensregeln im Betrieb/Minimie-
rung des Kindigungsrisikos:

- betriebliche Ordnungen und Strukturen

- rechtliche Beziehungen im Betrieb

- Personalfragebogen

- Arbeitsvertrag

- betriebliche Verhaltensregeln, z. B. Zeiterfassung

- Personalbeurteilung

- Rechtschutz
¢  Kontaktperson fir den Bedarfstrager in organisatorischen und personenbezogenen Fragestellungen.
¢ Informationen zum gesellschaftlichen Stellenwert der Berufe (vgl. oben 2.2.1)

Stellt sich im MafRnahmeverlauf bei Teilnehmenden heraus, dass anerkennungsrelevante Unterlagen (z. B.
auslandische Berufsabschlisse bzw. Qualifikationen) vorliegen, informiert der Auftragnehmer dariiber unver-
zuglich die Vermittlungsfachkraft des Bedarfstragers. In Absprache mit dieser initiiert er den Anerkennungs-
prozess und begleitet die teilnehmende Person dabei.

B.2.5 Unterstiitzung bei der Organisation der Kinderbetreuung

Unter Berlcksichtigung der besonderen Lebenssituation der Teilnehmenden und ihrer Kinder hat der Auftrag-
nehmer die Auspragung der Organisationsfahigkeit der Teilnehmenden im Hinblick auf die Vereinbarkeit von
Familie und Beruf zu verbessern. Die Teilnehmenden sind u. a. aktiv bei ihrer Organisation der reguldren
Kinderbetreuung (z. B. Kinderhort, Kindergarten, Tagespflegepersonen) zu unterstitzen. Dabei ist die Be-
reitschaft zu wecken, eine Fremdbetreuung anzunehmen.

Diese Unterstiitzungsleistung beinhaltet die aktive Kontaktaufnahme zu beispielsweise Tagespflegeeinrich-
tungen, Schulhorten, Grofdtagespflegestellen, zugelassenen Tagespflegepersonen, Kindertagesstatten oder
die Begleitung der Teilnehmenden zum ersten Termin in der Kinderbetreuungseinrichtung.

Daruber hinaus ist den Teilnehmenden eine Unterstiitzung bei der Organisation der Kinderbetreuung auch bei
zusitzlichen Bedarfen, die allein aufgrund der Teilnahme an der MalRnahme entstehen (z. B. SchlieRung der
Kindertageseinrichtung, kurzfristige Verhinderung der Betreuungsperson), fiir eine stundenweise Beaufsichti-
gung wahrend der MalRnahme anzubieten.

Zur kurzfristigen Vermittlung einer Kinderbetreuung in diesem Zusammenhang hat der Auftragnehmer vor Be-
ginn der MaRnahme eine ausreichende Anzahl entsprechender Tagespflegepersonen nachzuweisen (z. B. in
Listenform oder Uber Kooperationspartner). Diese mlssen uber eine Erlaubnis des zustandigen Tragers der
Jugendhilfe verfugen. Als Mindeststandard gilt eine abgeschlossene Qualifizierung als Tagespflegeperson auf
Grundlage des Qualifizierungsprogramms des Deutschen Jugendinstituts (DJI) im Rahmen des Aktionspro-
gramms Kindertagespflege.

Winschenswert ware, wenn der Auftragnehmer fir die zusatzlichen Betreuungsbedarfe einen Raum im glei-
chen Gebaude zur Verfligung stellen kann. Dies darf nur in enger Abstimmung mit dem zustandigen Trager
der Jugendhilfe erfolgen.

Sofern der Auftragnehmer eigenes Personal fir die Kinderbetreuung einsetzt, ist diese Betreuungsleistung
externen Angeboten gleichgestellt und nicht Bestandteil des Vertrages. Auch in diesem Fall gelten die Rege-
lungen nach B.1.8.1 bzw. B.1.8.2.

B.2.6 Aktivierungs- und Integrationsfortschrittsplan

Fir jede teilinehmende Person ist ein individueller Aktivierungs- und Integrationsfortschrittsplan zu erstellen.
Die genauen Inhalte des Aktivierungs- und Integrationsfortschrittsplans werden nach Zuschlag zwischen Auf-
tragnehmer und Bedarfstrager abgestimmt. Der Aktivierungs- und Integrationsfortschrittsplan muss mindes-
tens die folgenden Angaben enthalten:
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(1) personenbezogene Daten

(2) Zielvereinbarungen und Eingliederungsziel

(3) Aufgaben/Schritte (aller Beteiligten)

(4) differenzierte Angebote

(5) individuelle Foérderung

(6) Fortschreibung des Aktivierungs- und Integrationsfortschrittplans/Zwischenziele
)

Zielerreichung sowie Empfehlungen zum weiteren Vorgehen (Austritt/Verbleib).

Dieser Aktivierungs- und Integrationsfortschrittsplan ist laufend zu aktualisieren.

Er ist sowohl bei der erstmaligen Erstellung als auch bei der Fortschreibung jeweils mit der teilnehmenden
Person zu besprechen und von dieser durch Unterschrift zu genehmigen.

Vor der Abstimmung mit der teilnehmenden Person ist der Integrationsfortschrittsplan mit dem Bedarfstrager
abzustimmen. Die Gesprache mit der teilnehmenden Person sind durch den Auftragnehmer zu dokumentie-
ren. Weitere Einzelheiten sind mit dem Bedarfstrédger nach Zuschlag abzustimmen.

B.2.7 Einbindung des Auftragnehmers in die regionalen Netzwerke

Ziel ist es, unter Einbeziehung aller am Ausbildungs- und Arbeitsmarkt beteiligten Akteure die dauerhafte Ein-
gliederung in Ausbildung/Arbeit zu erreichen. Zudem bedarf es firr die Umsetzung des Mallnahmekonzeptes
der Kooperation und damit eines regional abgestimmten Handelns.

Der Auftragnehmer muss im regionalen Ausbildungs- und Arbeitsmarkt sowie im regionalen Unterstitzungs-
system verankert und vernetzt sein. Sofern eine Verankerung und Vernetzung nicht besteht, hat er diese
rechtzeitig bis zum Vertragsbeginn aufzubauen und kontinuierlich weiter zu entwickeln. Verankerung und Ver-
netzung bedeutet insbesondere die intensive Zusammenarbeit mit

den zustandigen Vermittlungs- bzw. Integrationsfachkréaften,

Betrieben,

Kammern und Innungen, Arbeitgeber- und Unternehmensverbanden,

Jugend-, Sozialamtern sowie weiteren Beteiligten (regionale Anlaufstellen, Kompetenzagenturen etc.),
weiteren Anbietern von Qualifizierungsangeboten zur Abstimmung des Bildungskonzeptes,
zielgruppenspezifischen Netzwerken sowie

weiteren regionalen Akteuren (z. B. IQ-Netzwerk, regionale Anerkennungsberatungsstellen, Integrations-
organisationen, kommunale Integrationszentren, Frauenhauser, Migrantenselbstorganisationen, Migrati-
onsberatung fur Erwachsene).

Die jeweiligen Kontakte und deren Inhalte sind nachvollziehbar zu dokumentieren.

Es ist eine einzelfallbezogene Zusammenarbeit mit den ortlichen Netzwerkpartnern sicherzustellen, die auf
die ermittelten individuellen Handlungsbedarfe bei den persdnlichen Rahmenbedingungen und/oder der fami-
ligren Situation der Teilnehmenden ausgerichtet ist. Wenn im Rahmen der Eingangsphase bzw. im Mal3nah-
meverlauf ein entsprechender vermittlungsrelevanter Handlungsbedarf ersichtlich wird, sind entsprechende
Netzwerkpartner einzuschalten und deren Hilfeleistung einzelfallbezogen einzusetzen. Dariber hinaus muss
der Auftragnehmer fir eine Beteiligung an Informationsveranstaltungen bei Netzwerkpartnern, in denen das
Angebot der Mallnahme vorzustellen ist, zur Verfligung stehen.

Stand: 07.01.2026 301-26-45ind-60016 Seite 32 von 32



	B_Leistungsbeschreibung
	B.1 Allgemeine und produktbezogene Rahmenbedingungen
	B.1.1 Beschreibung der Maßnahme (Zielsetzung und Einführung)
	B.1.2 Teilnehmende
	B.1.3 Zeitlicher Umfang
	B.1.4 Personal
	B.1.4.1 Allgemeine Regelungen
	B.1.4.2 Besondere Regelungen
	B.1.5 Räumlichkeiten und Ausstattung
	B.1.5.1 Allgemeine Regelungen
	B.1.5.2 Besondere Regelungen
	B.1.5.3 Datenschutzrechtliche Regelungen
	B.1.6  Durchführung der Maßnahme
	B.1.7 Rahmenvertrag/Einzelabruf
	B.1.8 Vergütung/Angebotspreis
	B.1.8.2  Fahrkosten und Kinderbetreuungskosten

	B.1.9 Umsatzsteuerregelung
	B.2 Inhalte der Maßnahme und deren Qualitätsstandards
	B.2.1 Eingangsphase
	B.2.2 Handlungsphase
	B.2.2.1 Heranführung an den Ausbildungs- und Arbeitsmarkt
	 Berufsorientierung
	 Bewerbungstraining
	 Bewerbungscoaching (Einzelcoaching)
	 Information über weitere Online-Angebote der Bundesagentur für Arbeit

	B.2.2.2 Förderung von sozialintegrativen Aktivitäten
	B.2.2.3 Förderung von arbeitsmarktintegrativen Aktivitäten
	B.2.2.4 Feststellung, Verringerung und Beseitigung von Vermittlungshemmnissen
	 Allgemeiner Grundlagenbereich
	 Teile von Maßnahmen bei einem Arbeitgeber (betriebliche Erprobung)
	 IT- und Medienkompetenz
	 Wirtschaftliches Verhalten

	B.2.2.5 Projektbezogene Arbeiten
	B.2.2.6 Erzielung von Integrationsfortschritten
	B.2.2.7 Stabilisierung der Beschäftigungsaufnahme
	B.2.2.8 Gesundheitsorientierung

	B.2.3 Sozialpädagogische Begleitung
	B.2.4 Jobcoaching
	B.2.5 Unterstützung bei der Organisation der Kinderbetreuung
	B.2.6 Aktivierungs- und Integrationsfortschrittsplan
	B.2.7 Einbindung des Auftragnehmers in die regionalen Netzwerke

